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I. VerordnumM und Entlchettnmge».
Z.

(Vorzugsrecht der Mietziuskreuzer Umlage bei exe¬
kutiv verfteigerteu Realitäten . )

Der k. k. oberste Gerichtshof hat laut Decret vom 31 . October 1894,
Z . 12796 , mit Aufhebung von zwei nutergerichtlichen Erledigungen im Revi-
sionsrecurswege entschieden, dass der Stadtgemeinde Prag in privilegierter
Rangordnung die von derselben augemeldeteu Mietzinskreuzer für das dritte
und vierte Quartal 1892 , das erste bis vierte Quartal 1893 und das erste
Quartal 1894 im Betrage von 787 fl. 7 kr. ans dem Meistbote Angewiesen
werden , weil die Gemeinde - Mietzinsumlagen als öffentliche Ab¬
gaben anznsehen sind und denselben als solchen sowohl nach dem
Hu sbeer ele vuw 16 . September  1025 , Z . 2132 J .-G .-S ., wie auch
nach Z 31 C.-O . die privilegierte Rangordnung vor allen Pfansd-
gläubigern gebürt,  somit die Nichtznweisuug der vom Prager Magistrate
augemeldeteu Mietzinsnmlagen per 787 fl. 7 kr. ans dem Meistbote gegen das
Gesetz verstößt und in dieser Richtung die beiden nutergerichtlichen Erledigungen
nach Zulass des etwa citicrten Hofdecretes abzuändern waren.

2 .
(Selchwaren - Verschleißer sind zur Ansschrotnng
und zum Verkaufe von frischem Schweinfleische nicht

berechtigt .)
Bei der am 10. Juli 1895 zur Strafregistcrpost Nr . 983 vor dem

magistratischen Bezirksamte für den III . Bezirk stattgefundenen Strafverhandlnng ,

25 . Befahrung des Wiener Donaucanales mit Schleppschiffen mittels
Pferdezug und Ruder.

26 . Berücksichtigung der Pferdeaffentpläne bei Verfassung der laut Z 5,
Punkt 7, lit . 6 der Landsturm -Meldevorschrift fälligen Summarien.

27 . Beilage von Drncksorten bei Borlage von Recursen an das Ackerban-
ministerium.

28 . Übersetzung von Urkunden und Schriftstücken für den diplomatischen Verkehr
29 . Verbot des Hausierhandels .'auf dem Gebiete der Stadt Jäszbereny in

Ungarn.
30 . Bezeichnung des Steueramtes in Nied in Tirol.
31 . Verbot der von der Firma Karl Philipp Pollak in Prag erzeugten

„Säuerling -Essenz" .
32 . Anschluss der Genoffeuschastsstatuten an die der Statthalterei vor¬

zulegenden Berichte.
33 . Zuweisung der Fransenknüpfer und der Woll - und Seidenadjnstierer

zur Genossenschaft der Posamentierer.
34 . Bildung von Vereinen , die den Bestimmungen des Gesetzes vom

15 . November 1867 , R .-G .-Bl . Nr . 134 , unterliegen.
35 . Behandlung von Fällen des Betriebes behördlich nicht genehmigter

Betriebsanlagen.
36 . Aichung und Stempelung von Wasierverbranchsmeffern.
37-. Errichtung eines Eisenbahnmiuisteriums.
38 . Öffentliche Sammlungen.

IS . Normativbestimmunge » . Magistrat:
39 . Citicrung des Amtsblattes der Stadt Wien bei Straferkenntuissen.
40 . Anbringung von Blitzableitern auf städtischen Gebäuden.
41 . Jnterventionsgebür für die magistratischen Genoffenschafts -Commiffäre.
42 . Anfall von Triennal - und Qninquennalzulagen in Fällen der Compen-

sation derselben mit bestehenden Bezugsergänzungszulagen.
LH . Gesetze von besonderer Wichtigkeit für den politischen

Verwaltungsdienst:
48 . Stellvertretung des n .-ö. Statthalters.
44 . Übergangsbestimmungen für die Bemessung der Hauszins - und Hans-

claffensteuer in den mit Wien vereinigten Gemeinden und Gemeindetheilen.
45 . Regelung des Sanitä 'sdienstes bei den Bezirkshanptmannschaften und

den politischen Landesbehörden.
Verzeichnis der im Neichsg esetzblatte und im Landes gesetz¬

blatte für Österreich unter der Enns im Jahre 1895/9 6
publicierten Gesetze und Verordnungen.

wurde ein Selchwaren -Verschleißer wegen Übertretung der W 36 und 131
lit . ü der Gewerbeordnung , begangen durch Ansschrotung und Verkauf von
frischem Schweinfleische , zu einer Geldstrafe verurtheilt . Das Erkenntnis , gegen
welches ein Recurs eingebracht wurde , wurde seitens der k. k. n.-ö. Statthalterei
mit Entscheidung vom 31 . August 1895 zur Z . 79932 bestätigt . Die n .-ö.
Handels - und Gewerbekammer , welche seitens des amtshandeluden Bezirksamtes
um Abgabe eines Gutachtens ersucht wurde , hat laut Note vom 2 . Juli 1895,
Z . 4499 , unter anderem Nachstehendes mitgetheilt:

Die Kammer hält dafür , dass die Verkaufsbefugniffe eines „Selchwareu-
Verschleißers " nicht auch auf frisches  Schweiufleisch erstreckt werden können,
da nach dem Gesetze der Umfang des Gewerberechtes nach dem Inhalte des
Gewerbescheines zu benrtheilen ist (ß 86 Gewerbeordnung ), somit sim vor¬
liegenden Falle der Verkauf auf „ Selchwaren " beschränkt sein muss . Unter
Selchwaren können aber nicht alle jene ArtikelnZ'verstanden werden , welche der
Fleischselcher zu führen berechtigt ist — man 'müsste . daun von Selcherwaren
oder von F-Ieischselcherwaren sprechen — sondern nur geselchte  Waren,
worunter nach dem Sprachgebrauchs frisches  Schweinfleisch nicht gehört.

3.

(Bezug des Löffler schert Mäusebaeillus . )

Verordnung der Ministerien der Finanzen , desZJnnern und
des Handels vom 13 . Juli 1895 (R .-G .-Bl . Nr . >21 ) , betreffend
den Bezug des Löffler ' schen  Mänsebacillns ans dem Auslände -.

Ans Grund des Artikels VI des -Zollgesetzes vom 25/Mai 1882 wird
einvernehmlich mit den betheiligten königlich ungarischen Ministerien der Bezug
des „Löffler ' schen  Mänsebacillns " aus dem Anslande , dessen Culturen nach
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Nummer 64 des Zolltariscs zollfrei zu behandeln sind, an die Beibringung
einer besonderen Einfnhrsbewilligung der politischen Behörden I . Instanz geknüpft.

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer Kundmachung in Kraft.
*

Unter Bezugnahme auf diese Verordnung hat die k. k. n .-ö. Statthalterei
mit Erlass vom 27 . August 1895 , Z , 77649 (M .-Z . 160306 ), den Magistrat
auf diese Bestimmung ausdrücklich und mit dem Bemerken aufmerksam gemacht,
dass die Cnlturen des Löfflerffchen  Mäusebacillus sich mit Rücksicht auf die
Art ihrer Darstellung und Verwendung als Gifte im Sinne des Z 1, Post 7
der Ministerial -Verordnung vom 21 . April 1876 , R .-G .-Bl . Nr . 60 , darstellen
und dass der Magistrat , im Falle von Ansuchen um Erthciluug der Bezugs¬
bewilligung sich von der Vertrauenswürdigkeit des Bezugswerbers die Über¬
zeugung zu verschaffen und über die crtheilten Bewilligungen in gleicher Weise,
wie es ' hinsichtlich des Giftverkchres vorgeschrieben ist, genaue Vormerkungen
zu führen hat.

4 .

(Abgabe von Diphtherieheilseriim .)
Erlass der k. k. n .-ö. Statthalterei vom 2 . August 1895,

Z . 57525 ( aä M .-Z . 144837/VIII ) :
Mit Beziehung auf den h. o. Erlass vom 2. Juli 1895 , Z . 57525 *) ,

wird der Wiener Magistrat hiemit zur weiteren angemessenen Verlautbarung
verständigt , dass es der Leitung des in der k. k. Krankenanstalt Rudolf -Stiftung
und dem' k. k. Kaiser Franz Josef -Spitalc in Wien für Rechnung des Staates
eingerichteten Betriebes der Diphtherieheilserum -Gewinnnng gestattet wurde,
das in diesem Betriebe hergestellte Diphtherieheilserium nach Maßgabe des
Vorrathes und der Production einerseits und der Abgabe an Krankenanstalten
andererseits — wenn also der Vorrath steigt und die Bedürfnisse der Kranken¬
anstalten gesichert sind — fallweise und insbesondere bei epidemischem Vor¬
herrschen von Diphtherie an einem Orte auch an praktische Ärzte und Apo¬
theker zum bestimmten Preise von 1 fl. 40 kr. per Dosis abzugeben.

Die Abgabe des Serums ist also in Zukunft nicht mehr ausschließlich
an Behörden , Amtsorgane und Anstalten beschränkt.

Erlass der k. k. n .- ö. Statthalterei vom 20 . August 1895,
Z . 76331 (aä M .-Z . 144837/VIII ) :

Das hohe k. k. Ministerium des Innern hat mit dem Erlasse vom
3 . August 1895 , Z . 22721 , anher eröffnet , dass das k. k. Handelsministerium
den über Ersuchen der im staatlichen Betriebe in der k. k. Krankenanstalt
Rudolf -Stiftung in Wien stehenden Anstalt zur Gewinnung von Diphtherie-
herfferum seitens der Ärzte zu erstattenden Meldungen über den therapeutischen
Erfolg des von dem Institute abgegebenen und bei der Behandlung der
Diphtherie verwendeten Heisernms die Portofreiheit  zugestanden hat.

Hievon wird der Magistrat mit Beziehung auf den h. ä . Erlass vom
2. Jnli 1895 , Z . 57525 *), in Kenntnis gesetzt.

5 .

(Einantwortung vor » Stiftnngsvermögen .)
Das k. k. Oberlandesgericht Wien hat mit der Entscheidung vom 14. August

1894 , Z . 11599 , intimiert mit dem Laudesgerichtsbescheide vom 21 . August 1894,
Z . 71025 (M .-Z . 155116/1 ) , bezüglich der zu Erben eingesetzten Stiftungen
den Grundsatz aufgestellt , dass die Stiftung zufolge der testamentarischen An¬
ordnung des Erblassers ins Leben gerufen wurde und dass sie durch die von
der k. k. Finanzprocnratur namens dieser Stiftung eingebrachte Erbserklärung
den Charakter einer juristischen Person erhalten hat , daher auch Eigenthum
erwerben kann , und dass hiezu keineswegs das formelle Erfordernis der Aus-
ertigung des Stiftbriefes nothwendig ist, zumal Z 159 des kaiserlichen Patentes
vom 9 . August 1854 , Nr . 208 R .-G .-Bl . (Gesetz über das gerichtliche Ver¬
fahren in Nechtsangelegenheiten außer Streitsachen ), ausdrücklich verfügt , dass
die Ausfertigung des Stiftbriefes auch nach der Einantwortung der Verlassen-
schast erfolgen könne.

6 .
(Abfuhr drr auf Grund des Wehrgesetzes von
ungarischen Staatsbürgern eingehobenen Straf¬

gelder . )
Magistrntsdirector Krenn  hat mit Erlass vom 10 . Sep¬

tember 1895 , Z . 164113/XVI , den magistratischen Bezirksämtern
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Die k. k. n.-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 4 . September
1895 , Z . 93468 , dem Magistrate eröffnet , dass es keinem Anstande unterliegt,
dass die nach Z 69 des Wehrgesetzes von ungarischen Staatsbürgern erlegten

Strafgelder im vollen Betrage an die k. k. n .-ö. Landeshauptcassa eingesendet
werden.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt mit Bezugnahme auf die
hierämtlichen Decrete vom 10 . September 1894 , M .-Z . 152914 (S . Amtsblatt
Nr . 87 sx 1894 , „Verordnungen rc." X, 14), und vom 16 . November 1894,
M .-Z . 190660 , zur Kenntnisnahme und Daruachachtung verständigt.

7 .
(Meldung der mit Seereisebewilligungen versehenen

eingeschissten landstnrmpslichtigen Personen .^
Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat unterm 16 . September 1895,

Z . 86062 ( M .-Z . 170305/ .vVI ) , dem Wiener Magistrate Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Die k. k. Statthalterei in Triest hat die Schwierigkeiten zur Kenntnis
des hohen k. k. Ministeriums für Laudesvertheidigung gebracht, welche sich im
Vorjahre bei den schriftlichen Meldungen der mit Seereisebewilligungen ver¬
sehenen eingeschissten landstnrmpslichtigen Personen infolge der Bestimmungen
des Z 5, Punkt 2, lit . ä der Verordnung des genannten hohen Ministeriums
vom 20 . August 1894 , Präs .-Nr . 1744 (R .-G .-Bl . llXV . Stück vom 31 . August
1894 , Nr . 182 ), betreffend die Meldepflicht von Landsturmpflichtigen , ergeben
haben.

Als solche Schwierigkeiten werden hervorgehoben : ungewöhnlich lange
Eiuschisfungsdauer , häufiger Wechsel der Einschiffungen durch die Melde¬
pflichtigen , die zumeist ungenügende Kenntnis dieses Wechsels durch die Laud-
sturm -Evidenzbchörden , die Unkenntnis des Schreibens bei dem größten Theile
dieser Seeleute , wodurch von dem Bortheile der schriftlichen Anmeldung nur
selten Gebrauch gemacht werden kann.

Um nun den mit Seercisebewilligungen versehenen , eingeschifften melde¬
pflichtigen Landsturmmännern die Abstattung der gesetzlichen Meldungen zu
erleichtern , hat das hohe k. k. Ministerium für Laudesvertheidigung mit dem
Erlasse vom 6. September 1895 , Nr . 19289/1998 , IV b ax 1895 zu gestatten
befunden , dass diese Personen die vorgeschriebene Meldung mündlich oder
schriftlich auch durch Verwandte , Angehörige oder Bevollmächtigte bei der
Gemeindevorstehung der Heimatsgemeinde bewirken können.

Durch diese Anordnung werden die Bestimmungen der ZZ 5, 7, 8 und 9
der vorerwähnten Verordnung nicht alteriert.

Hievon wird der Magistrat zur eigenen Kenntnisnahme und weiteren
Veranlassung verständigt.

8 .

(Gewerbebesttgriisse der Wirkwaren -Erzeuger und
Psaidler .)

Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 7 . October
1895 , Z . 85260 ( M .-Z . 184757/XVIII ), dem Wiener Magistrate
Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Das hohe k. k. Ministerium des Innern hat laut Erlasses vom 3 . Sep¬
tember 1895 , Z . 10717 , im Einvernehmen mit dem k. k. Handelsministerium
dem Recurse der Genossenschaft der Wirkwaren -Erzeuger in Wien gegen die
Statthalterei -Entscheidung vom 17 . September 1894 , Z . 68010 , nach welcher
sich dieselbe nicht veranlasst sah, über das Ansuchen dieser Genossenschaft um
Zuerkennung des Rechtes zum Handel mit den durch Psaidler hergestellten
Artikeln im Grunde des ß 36 , Alinea 2 , der Gewerbegesetznovelle vom 15 . März
1883 mit einer Entscheidung vorzugehen , keine Folge zu geben gefunden.

Diese Entscheidung stützt sich darauf , dass nach der bezogenen Gesetzes¬
bestimmung die politischen Behörden nur im Zweifel über den Umfang der
Befugnisse eines bestimmten Gewerbes zur Entscheidung berufen sind, diese
Voraussetzung jedoch im vorliegenden Falle nicht zutrifft , da die genannte
Genossenschaft selbst, zugibt , dass sie zur Begründung des gestellten Begehrens
auf eine bestehende Übung oder ein hergebrachtes Recht nicht hinzuweisen vermag,
dass vielmehr die angestrebte Berechtigung den Mitgliedern dieser Genossenschaft
niemals eingeränmt war.

Die Beilagen des Berichtes vom 6. April d. I ., Z . 220147 , folgen zurück.

s.
(Maßnahmen zur Hintanhaltnng der Neblans-

verbreitnng .)
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit dem Erlasse vom

11 . November 1895 , Z . 107164 ( M .-Z . 204107/95 ), dem Wiener
Magistrate Nachfolgendes eröffnet:

Aus dem Berichte über eine Wanderversammlnng des Vereines zum
Schutze des österreichischen Weinbaues hat die Statthalterei entnommen , dass
die Meinung verbreitet scheint, als ob durch die mit der h. o. Verordnung
vom 18 . Jnli 1895 , Z . 62480 , L.-G .- und V.-Bl . Nr . 36 , erfolgte Aufhebung
der h. o. Verordnung vom 16 . August 1883 , Z . 36294 , L.-G .- und V .-Bl.
Nr . 52 , über Beschränkungen im Verkehre mit Reben rc . der Rebenverkehr
vollständig freigegeben worden wäre.*) S . Amtsblatt Nr . 87 ex 1895 , „Verordnungen rc.", X, 2.
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Diese Auffassung ist eine gauz irrige , da durch letztere Verorduuug
lediglich Normen für den Verkehr mit Reben rc. aus den damaligen politischen
Bezirken Hernals , Korneuburg , Oberhollabrunn und Baden ertheilt worden sind
welche zur Zeit ihrer Aufhebung meist veraltet waren . Es ist aber selbst¬
verständlich , dass auch uach dieser Aufhcbuug alle jene gesetzlichen Verbote der
Ausfuhr von Neben , vonPflanzeu,Pflauzentheilen und anderen Gegenständen , die
als Träger der Reblaus bekannt sind, welche in Gemäßheit der l. und 4
des Gesetzes vom 3 . April 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 61, für bestimmte Örtlichkeiten
erlassen worden sind, weiter in Kraft bleiben , ebenso wie auch die Miutsterial-
Verordnungen vom 15. Juli 1882 , N .-G .-Bl . Nr . 107 ; vom 1. März 1890
R .-G .-Bl . Nr . 34 ; vom 16 . März 1880 , R .-G .-Bl . Nr . 29 , und vom 6 .Juni,
1893 , R .-G .-Bl . Nr . 100 , betreffend das Verbot der Einfuhr von Reben und
Nebcnbestandtheilen aus dem Auslande und den Ländern der ungarischen Krone,
sowie die Bewilligung von Ausnahmen von den auf Grund des obigen Gesetzes
für bestimmte Gemeinden erlassenen Ausfuhrverboten nicht berührt werden.

(Deutsche und belgische Handfeuerwaffen . )
Magistratsdirector Krenn  hat mit Erlass vom 11 . No¬

vember 1895 , M .-Z . 155473/XV1I , Nachstehendes kundgemacht:
Im Hinblicke auf die bei einer in Gemäßheit der Ministerialverordnung

vom 9. November 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 184 , vorgenommenen Nachschau in
den Verkausslocalen und Warenlagern von Handfeuerwaffen -Erzeugern und
-Händlern in Betreff der Behandlung deutscher und belgischer Läufe gemachten
Wahrnehmungen hat sich das hohe k. k. Handelsministerium im Einvernehmen
mit dem hohen k. k. Ministerium des Innern veranlasst gefunden , mit Erlass
vom 18. Juli 1895 , Z . 23897 , Nachstehendes zu eröffnen:

1. Nachdem die deutschen Probezeichen den Stempeln der ans Grund
des Gesetzes vom 23 . Juni 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 89 , bestellten amtlichen
Probieranstalten nicht gleichgeachtet werden , sind die aus Deutschland stammenden
einfachen und doppelten Läuse im Sinne des 8 9 der „ Erprobuugsvorfchrist"
(Beilage 2 der Ministerialverordnung vom 9. November 1891) noch vor deren
Weiterbearbeitung — wenn thunlich mit Beschießschrauben versehen — einer
k. k. Probieraustalt zur vorgeschriebenen Erprobung zu übergeben.

Die aus Deutschland stammenden einfachen Läufe unterliegen hiebei der
ersten Probe , deutsche Doppelläufe aber der zweiten Probe ; solche deutsche
Doppelläufe , welche nicht auf beiden Läufen schon die erste österreichische oder
eine anerkannte gleichwertige , ausländische Länfemarke tragen , sind jedoch hin¬
sichtlich des noch nicht vorschriftsmäßig gestempelten Laufes , beziehungsweise
der noch nicht vorschriftsmäßig gestempelten Läuse, zuvor der ersten Beschuss¬
probe zu unterziehen.

2. Nachdem die Probezeichen von Lüttich zufolge der Ministerialverordnung
vom 9. November 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 184 (zu ß 1, Absatz 2), den öster¬
reichischen Stempeln gleichgeachtet werden , so können die aus Belgien stammenden

der Weiterverarbeitung hierzulande der zweiten Probe , wobei vorausgesetzt
wird , dass jeder Lauf die provisorische Lütticher Marke trägt ; gegentheiligen-
falles wären die noch ungestempelten Läufe zuvor noch der ersten Probe zu
unterziehen.

3. Nachdem sich in der Praxis mitunter die Nothwendigkeit herausstellt,
bei der Verarbeitung eines belgischen Laufes die schon darauf befindliche, in
Österreich anerkannte Marke zu entfernen , so wird gestattet, dass die k. k.
Probieranstalten über Ansuchen der Partei in solchen Fällen an einem geeigneten
Platze unter Beobachtung der bezüglichen hierzulande geltenden Normen als
Ersatz der zu entfernenden belgischen Marken den gleichwertigen österreichischen
Stempel gebürcnfrei ansschlagen . Um jedoch ersichtlich zu machen, dass der
fragliche Lauf hierzulande nicht wirklich geprobt wurde , sondern dass es sich
nur um einen Ersatz für den belgischen Probierstempel handelt , so wird dem
österreichischen Stempel das nachfolgend bezeichnet̂ seinerzeit den Vorraths¬
stempeln beigesetzte Zeichen beizuschlagen sein.

Es sind dies für die k. k. Probieranstalt in
1. Ferlach das Zeichen <A
2. Prag „ „ 4
3. Weipert „ „ f
4. Wien „ „

LI.

(Abgrenzung der Gewerbebefngniffe der Tischler und
der Weber , betreffend die Jalousien - und Nonleanx-

Erzengnng »)

Die k. k. n .- ö. Stattholterei hat mit Erlass vom 14 . No¬
vember 1895 , Z . 105469 (M .-Z . 205014/XVII ) , dem Wiener
Magistrate Nachstehendes znr Kenntnis gebracht:

Die k. k. Statthalterei hat mit der bereits in Rechtskraft erwachsenen
Entscheidung vom 18 . April 1895 , Z . 94059 ox 1894 , über die von der
Wiener Tischlergeuosseuschast angeregte Frage , ob die Jalousien - und Nouleaux-
Erzenguug einen Bestaudtheil des handwerksmäßigen Tischlergewerbes bilde,

auf Grund des Z 36 , Alinea 2, des Gewerbegesetzes nach Anhörung der
u.-ö. Handels - und Gewerbekammer erkannt , dass die Herstellung von Jalousien
jeder Art und von Brettchen -Nonleaux nur den Tischlern zustehe, dagegen die
Herstellung von sogenannten Stäbchen -Roulcaux , bei welcher die losen Stäbe
von Webern mittels Aneinanderwebens zusammengefügt werden , einen
Bestandtheck der Weberei bilde, jedoch auch von Tischlern mit Zuhilfenahme
von Webern besorgt werden kann.

12 .

§Öffentliches Krankenhans in Jeher -Gyarmat . )
Das kön . uug . Ministerium des Innern hat mit Note vom

19 . November 1895 , Z . 99588 (M .-Z . 217872 ) , dem Wiener-
Magistrate Nachstehendes znr Kenntnis gebracht:

Es wird dienstfreundlich mitgetheilt , dass dem von den Gemeinden des
Bezirkes Feher -Gyarmat , Comitat Szatmar , erbauten Krankenhause in Feher-
Gyarmat vom 15 . November 1895 an der Charakter eines öffentlichen Spitales
verliehen und Pro 1895 und 1896 die Einhebung einer Verpflegsgebür von
66 kr. bewilligt wurde.

(Cinsendnttgstermin für Eingaben in Landsturm-
fachen .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 19 . No¬
vember 1895 , Z . 110340 ( M .-Z . 205584/XV1 ), dem Wiener-
Magistrate Nachstehendes znr Kenntnis gebracht:

Das hohe k. k. Ministerium für Landesvertheidiguug hat mit dem Erlasse
vom 13. November 1895 , Z . 29111/2933 , dcu Eiuseudungstermin für die im
Z 14 der Verordnung des k. k. Ministeriums für Laudesvertheidigung vom
20 . August 1894 , Pr .-Nr . 1744 , bezüglich Durchführung des Gesetzes vom
10. Mai 1894 , betreffend die Meldepflicht der Laudsturmpflichtigen der im
Reichsrathe vertretenen Königreiche und Länder mit Ausnahme von Tirol und
Vorarlberg (Neichsgesetzblatt , I X̂V . Stück ox 1894 , Nr . 182 , und Verordnungs¬
blatt für die k. k. Landwehr Nr . 33 ox 1894 ) vorgeschriebeuen Eingaben,
und zwar:

n) die politischen Bezirksbehördcn bis zum 30 . November;
b ) die Landsturmbczirks -Commanden bis zum 10. December;
o) die Landwehr -Territorial -Commanden bis zum 20 . December zu erstrecken

gefunden.
Durch die vorstehende Verfügung , welche beim gedachten Paragraphe

vorzumerken ist, wird der Einsendungstermin für die in den HZ 5 und 9 der
vorerwähnten Verordnung angegebenen Eingaben nicht berührt.

14 .

(Verpflegstaxe im allgemeinen öffentlichen Kranken-
hanse in Krems .)

Die k. k. ii .-ö. Stntthalterei hat unterm 25 . November 1895,
Z . 92777 (M .-Z . 210909/XV1 ), Nachstehendes knndgemacht:

Der n .-ö. Landesausschuss hat im Einvernehmen mit der k. k. n .-ö. Statl-
halterei dem allgemeinen öffentlichen Krankenhause in Krems die Eiuhebung der
unterm 17 . Jänner 1894 , Z . 1593 , L.-G .- und V .-Bl . Nr . 3, bis 31 . December
1895 , auf 85 Kreuzer per Kopf und Tag erhöhten Verpflegsgebür , auf die
Dauer von zwei weiteren Jahren , d. i. bis zum 31 . December 1897 , bewilligt,
was hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird.

12 .

( .Hintarchaltuttg einer mehrfachen gründbücherlichen
Eitttragnng des Pfandrechtes für einen und denselben

Stenerrückstand auf derselben Realität . )
Die k. k. Finanz -Landesdirection hat mit Erlass vom 3 . De¬

cember 1895 , Z . 72985 (B .-A.-Z . 24582/XIX, ) dem magi¬
stratischen Bezirksamte für den XIX . Bezirk Nachstehendes
bekanntgegeben:

Das hohe k. k. Finanzministerium hat zufolge Erlasses vom 22 . November
1895 , Z . 51374 , wiederholt die Wahrnehmung gemacht, dass in Fällen , in
welchen es sich um die grundbücherliche Eintragung eines Steuerrückstandes
handelt , der zu einem schon auf derselben Realität sichergestellten Steuerrück¬
stande zugewachsen ist, nicht nur für den neuen zugewachsenen Nückstauds-
betrag , sondern für den ganzen Rückstand auf Grund des vom Steneramte
ausgestellten Ausweises das grundbücherliche Pfandrecht erwirkt wurde , so dass
thatsächlich ein Theil des Rückstandes auf derselben Realität doppelt ein¬
getragen ist.

Hiedurch können den Parteien überflüssige Kosten erwachsen und wird
auch der Überblick über den gründbücherlichen Lastenstand einer Realität verwirrt.
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Diese Unzukömmlichkeit wird vermieden , wenn die Tteuerämter bei jeder
Ausstellung eines Rückstandsansweises zum Zwecke der grnndbücherlichen Ein¬
tragung des Pfandrechtes durch Einsichtnahme in den Nealcxecntions -Cataster
genau feststellen, für welche Rückstände bereits das grnndbücherliche Pfandrecht
auf die betreffende Realität erwirkt wurde , und dann in den bezeichnten Rück¬
stands -Ausweis nur jene Stenerrückstände anfnehinen , welche seit der letzten
grnndbüchcrlichen Eintragung der Rückstände neu zugewachsen sind.

Hievon erfolgt die Verständigung mit dein Aufträge , das Geeignete zur
Hintanhaltnng der bezeichnten mehrfachen Eintragung des Pfandrechtes für
einen und denselben Rückstandsbetrag auf eine und dieselbe Realität vorznkehren.

rs.
(Rechtzeitige Verständigung der Geirtral -Cvmmisfiorr
fürKnnst und historische Denkmale von commissionellen

Verhandlungen .)
Magistratsdirector Krenn  hat mit Jndorsat -Erlass vom

5 . December 1895 , Z . 213685/XIV , nachfolgenden Erlass der
Statlhalterei vom 30 . November 1895 , Z . 107534 , den magi¬
stratischen Bezirksämtern zur Kenntnisnahme und Darnachachtung
übermittelt und hiebei auf seinen Erlass vom 6 . November 1895,
M .-D .-Z . 1633 (siehe Amtsblatt Nr . 96 ex 1895 „Verord¬
nungen re. " XI , 18 sptio -. 99s ) , mit welchem Anordnungen be¬
züglich der rechtzeitigen Ausfertigung und Zustellung von Ein¬
ladungen für die k. k. n .-ö. Statthalterei zu commissionellen
Verhandlungen getroffen wurden , Bezug genommen.

Es ist der Fall vorgekommen , dass die Central -Commission für Kunst
und historische Denkmale in Wien von der Abhaltung einer commissionellen
Verhandlung , welche für dieselbe von Interesse war , so spät verständigt wurde,
dass die Entsendung eines Vertreters derselben nicht mehr erfolgen konnte.

Der Magistrat wird anfgefordert , dafür L-orge zu tragen , dass die k. k.
Central -Commission für Kunst und historische Denkmale von der Abhaltung
derartiger Verhandlungen stets rechtzeitig in die Kenntnis gesetzt werde.

(Abfuhr der wegen unbefugten Gewerbebetriebes
aufer !egten Ge !dstra sb eträge . )

Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat unterm 5 . December 1895,
Z . 109135 (M .-Z . 217856/XV1II ), nachstehende Entscheidung
getroffen:

Die k. k. Statlhalterei findet dem Recnrse der Wiener Bezirkskranken-
cassa gegen die Entscheidung des magistratischen Bezirksamtes Margarethen
vom 5 . Juli 1895 , Z . 33k , mit welcher der dem I . Z . wegen unbefugten
Betriebes des Manrergewerbes auferlegte Strafbetrag per 5 fl. dem Wiener
Versorgungsfonde zngewiesen wurde , Folge zu geben und diese Geldstrafe dem
Reservefonde der Wiener Bezirkskrankencassa znznweisen , und zwar in nach¬
stehender Erwägung:

1. Nach Z 151 der Gewerbeordnung fließen die auf Grund der Be¬
stimmungen derselben verhängten Geldstrafen , wenn der Straffällige zu einer
Genossenschaft oder Unterstützungscassa beitragspflichtig ist, in die bezügliche
Cassa , sonst in den Armenfond des Ortes , wo die Übertretung begangen wurde.

Das hohe k. k. Handelsministerium hat nun im Einvernehmen mit dem
hohen k. k. Ministerium des Innern mit dem Erlasse vom 28 . Juni 1889,
Z . 25900 (intimiert mit Statthalterei -Erlass vom 10. Juli l889 , Z . 40151)
ausgesprochen , dass zu den Nnterstntznngscassen des 8 151 G .-O . auch die
Bezirkskrankencassen zu zählen sind und dass sohin die nach der Gewerbe¬
ordnung verhängten Geldstrafen an die Bezirkskrankencassa zu fließen haben,
wenn der Straffällige zu dieser Cassa beitragspflichtig ist.

Es war sohin im vorliegenden Falle lediglich festznstellen, ob I . Z . zur
Wiener Bezirkskrankencassa beitragspflichtig war oder nicht, welche Frage
unbedingt bejaht werden muss.

2 . Es unterliegt ferner keinem Zweifel , dass zu den „sonstigen gewerbs¬
mäßig betriebenen Unternehmungen " des Z 1 des Krankenversichernngsgesetzes
die unbefugten Gewerbebetriebe zu zählen find , das sind solche Unternehmungen,
welche alle Kriterien eines gewerblichen Betriebes anfweiscn und nur mangels
der formellen Berechtigung des Gewerbetreibenden nicht unter die Gewerbe¬
ordnung fallen (Ämtl . Nachrichten IV , S . 656 und V, S . 790 ).

Beschäftigt ein solcher unbefugter Gewerbetreibender Hilfsarbeiter , so
unterliegen dieselben, insofern sie nicht anderweitig in gesetzlicher Weise für
den Krankheitsfall versichert sind, ex der Krankenversicherung durch die
Bezirkskrankencassa und ist der Arbeitgeber rücksichtlich dieser Personen der
betreffenden Bezirkskrankencassa gegenüber beitragspflichtig ohne Rücksicht
darauf , ob dieselben bei der Cassa angemeldet wurden oder nicht.

3 . Die Zuweisung des Strafbetrages an den allgemeinen Versorgungs¬
fond wäre nur dann gerechtfertigt , wenn der Straffällige kein bei der Bezirks¬
krankencassa versichernngspflichliges Hilfspersonale beschäftigen würde.

Die Beilagen des Berichtes vom 9. November 1895 , Z . 187432 , folgen
mit dem Aufträge zurück, hievon das magistratische Bezirksamt Margarethen
und die Wiener Bezirkskrankencassa zu verständigen und wegen Übermittlung
des obigen Strafbetrages Per 5 fl. an die Wiener Bezirkskrankencassa die
Veranlassung zu treffen. L8.
(Lebensbestätigungeu ans Quittungen der eine ftäudige
oder zeitweilige Versorgung aus den ungarischen
Staats - oder sonstigen öffentlichen Gassen theilhasteu

Parteien . )
Der Wiener Magistrat hat unterm 6 . December 1895,

M .-Z . 202373 , sämmtlichen Bezirksvorstehern nachstehende mit
Note des königl . Ungar . Ministeriums des Innern vom 13 . No¬
vember 1895 , Z . 2975 , in Abschrift anhergelangte Verordnung
dieser Behörde intimiert:

^ 81418 Königl . ungar . Ministerium des Innern.
VlCV

Verordnung,
betreffend die Bestätigung des Jmlebenbcfindens und der hiemit im Zusammen¬

hänge stehenden sonstigen Umstände.
Die Bestätigung des Jmlebenbesindens der einer ständigen oder zeit¬

weiligen Versorgung (Pension , Gnadengabe , Erziehnngsbeitrag ) ans den Staats¬
oder sonstigen öffentlichen Cassen theilhaften Parteien des Witwenstandcs , der
einer derartigen Versorgung theilhaften Witwen und des unversorgten Standes
von Waisen auf den Quittungen der betreffenden Versorgung theilhaften , ist
vom 1. October 1895 angefangen ausschließliche Pflicht der Gemeinde¬
vorstehungen.

Unter Gemeindevorstehungen sind zu verstehen : in der Haupt - und
Residenzstadt die Bezirksvorstehcr , in Fiume , in den mit Muncipalrecht
bekleideten Städten und in den Städten mit geregeltem Magistrat der Bürger¬
meister, in Großgemcinden der Richter gemeinschaftlich mit dein Notär , in
Kleingemeinden der Richter gemeinschaftlich mit dem Kreisnotär.

Die Bestätigung der obbezeichneten Umstände auf der Quittung erfolgt
mittels Beisetzung und Unterfertigung der betreffenden Clansel und der Bei-
drücknng des Amtssiegels . Die Clansel ist am einfachsten wie folgt zu testieren:
Ich bestätige (Wir bestätigen ) das Jmlebenbefinden des Quittierenden (den
Witwenstand und das stmlebenbesinden der quittierenden Witwe , den unversorgten
Stand und das Jmlebenbefinden der Waise).

Für derartige Bestätigungen darf keine Gebür eingehoben
welchen Fällen die Waisen als versorgt zu betrachten sind, sind diesbezüglich
bei zurnckgelusseNen Waisen von Staatsbeamten , Unleebeamten und Diene »n
die Bestimmungen des Ges.-Artikels XI , 1885 , § 50 , Punkt 3, bei Waisen
von Militärpersonen aber die Bestimmungen des Ges.-Artikels XX , 1887 , Z 13,
vor Augen zu halten . In jenem Falle aber , wenn die Waise keinen Erziehungs¬
beitrag , sondern eine Gnadengabe bezieht, ist dieselbe als unversorgt nur dann
zu betrachten , wenn kein einziger der im Paragraphen des zuletzt bezogenen
Gesetzes anfgezählten Fälle obwaltet.

Ich fordere das Mnnicipium auf , diese meine Verordnung den gesammten
Gemeindevorstehungen behufs strenger Darnachachtung unverzüglich mitzntheilen
und im Interesse der Orientierung der einer Versorgung theilhaften Parteien
auf dem Gebiete des Mnnicipinms in der ausgedehntesten Weise zu verlantbarcn.

Budapest,  18 . September 1895 . .
Für den Munster:

Ignatz Szell'  in . x>.,
Staatssecretär.

werden . In

(Gegen Straferkemrtttisse wegen unbefugten Aus¬
verkaufes können Beschwerden an den Verwaltnngs-

gerichtshof nicht Angebracht werden . )
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 6 . De¬

cember 1895 , Z . 94177 (B .-A.-Z . 61788/XVI ) , dem magistratischen
Bezirksamte für den XVI . Bezirk Nachstehendes bekanntgegeben:

Mit dem Erlasse vom 16 . September 1895 , Z . 3640 , hat der hohe
k. k. Verwaltnngsgerichtshof eröffnet , dass die sud praes . 23 . Juii 1895 dort-
gerichts eingebrachte Beschwerde des L. M . gegen die h. ä. Entscheidung vom
9. Juli 1895 , Z . 64515 , betreffend dessen Abstrafung wegen Übertretung des
Z 6 des Gesetzes vom 16 . Jänner 1895 , N .-G .-Bl . Nr . 26 (mit dieser Ent¬
scheidung wurde das Erkenntnis des magistratischen Bezirksamtes für den
XVI . Bezirk vom 10. Juni 1895 , St .-N .-Z . 586 , mit welchem L. M . wegen
unbefugten Ausverkaufes  zu einer Geldstrafe von 15 fl. vcrnrtheilt worden
war , bestätigt ), und einem nach den ZZ 48 und 21 des Gesetzes vom 22 . Octobcr
1875 , R .-G -Bl . Nr . 36 ex 1876 , ohne weiteres Verfahren znrückgcwiesen
wurde , weil Polizeistrafsachen , wozu die nach Maßgabe der Bestimmungen der
Gewerbe -Ordnung zu ahndenden Übertretungen gehören , dermalen von der dort¬
gerichtlichen Zuständigkeit ausgeschlossen sind.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt im Nachhange znm h. ä.
Erlasse vom 9. Juli 1895 , Z . 64515 , in Kenntnis gesetzt.
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ZS.

(PrmzierrmgsämLliche Behandlung der sog . Doudlr -
Warerr . )

Kundmachung des Finanzministeriums vom 8 . Jänner 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 1l , betreffend die pnnzierlingsamtliche Behandlung
der sog . Donblewaren:

Auf Grund des 8 88 des mit der kaiserlichen Verordnung vom 26 . Mai
1866 (N .-G .-Bl . Nr . 75 ) in Wirksamkeit gesetzten Gesetzes über den Feingehalt
der Gold - und Silberwaren und dessen Überwachung (Pnnzicrungsgesetz ) ' wird
im Einvernehmen mit dem königlich ungarischen Finanzministerium Nach¬
folgendes verfügt:

1. Doublcwaren sind im Sinne des 8 20 dieses Gesetzes als vergoldete
(plattierte ) Silberwaren anznsehcn und als solche nach 8 15 des Gesetzes zu
pun zieren.

2 . Die zur Plattierung der Donblc -Waren verwendete Goldauflage darf
nur in einer solchen Blechstärke angewendet werden , dass:

a) die im 8 25 des Punzierungsgesetzes vorgeschriebene Strich - oder Nadel¬
probe auf dem Stein ausführbar bleibt , beziehungsweise dass die Silber-
legur schon beim leichten Streichen auf dem Steine sofort zum Vorschein
kommt, und

5 ) dass der Wert des in einem solchen Gegenstände enthaltenen Goldes ^
jenen des Silbers nicht übersteigt . Der Goldgehalt der Gesammtmasse
darf daher nicht mehr als 25 Tansendtheile betragen.
3 . Eine Feingehallsprobe der Goldanflage für sich findet nicht statt.
4 . Diese Anordnungen treten mit dem 1. Februar 1896 in Kraft.
Bezüglich der im Jnlande erzeugten Waren dieser Art wird jedoch ge¬

stattet , dass dieselben noch bis Ende April 1896 nach der bisherigen Übung
zur Beamtshandlnng kommen können , soweit sie innerhalb sechs Wochen nach
Erscheinen dieser Kundmachung beim zuständigen Pnnziernngsamte angemelder
werden.

2 s.

(VerpfLegstaxe im Kaiser Franz Josef - Spitale irr
St . Pölten . )

Der k. k. Statthalter im Erzherzogthmne Österreich unter der
Enns gibt unterm 13 . December 1895 , Z . 117499 (M .-Z . 221934 ),
betreffs der Festsetzung der Verpflegstaxe im Kaiser Franz Jofef-
Spitale Nachfolgendes bekannt:

Der n .-ö, Landesausschnss hat im Einvernehmen mit der k. k. n .-ö. Statt¬
halterei für das neuerbante allgemeine öffentliche Krankenhaus „ Kaiser Franz
Josef -Spital " in St . Pölten die Verpflegstaxe vom 1. November 1895 an¬
gefangen per Kopf und Tag für nach St . Pölten zuständige Individuen mit
53 kr., für alle anderen Pfleglinge mit 1 fl. per Kopf und Tag festgesetzt, was
hiemit zur allgemeinen Kenntnis gebracht wird.

22 .

(Berriiliermig der Stallungen . )
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 16. Deeember

1895 , Z . 67327 (M .-Z . 226331/XV ), Nachstehendes angeordnet:
Die k. k Landwirtschafis -Gesellschafc in Wien hat darauf aufmerksam

gemacht , dass der Viehstand bei den Kleingrnndbesitzern , indem dieselben ihr
Vieh infolge ungünstiger Verhältnisse oft in dumpfigen und heißen Stallungen
anfzustellen gezwungen sind, häufig recht empfindlichen Schaden an seiner Ge¬
sundheit erleidet.

Es muss demnach in erster Linie darauf hingewirkt werden , die Land¬
wirte durch Wort und That dahin zu bringen , dass sie in ihren bestehenden
Stallungen geeigneteVcntilations -Vorrichtungen anbringeii , damit dem erwähnten
Übelstande abgeholfen , die Thiere dadurch länger znchttauglich erhalten bleiben
und die Ausbreitung der Tnberculose weniger begünstigt werde.

Weiter wird bei neu zu erbauenden Ställen auf geeignete Ventilations-
Vorrichtungen ein Hauptaugenmerk zu richten sein.

Der Magistrat wird anfgefordert , in dieser Beziehung ans die Bevölkerung
in geeigneter Weise belehrend einzuwirken.

22 .

(Zulassung der De Bruyir 'scheu Masse zur Herstellung
von Wänden .)

Magistralsdireclov Krenn  hnt dem Wiener Stadtbauamte

mit .Erlass vom 16 . Deeember 1895 , Z . 213742/IX , Nachstehendes
zur Kenntnis gebracht:

Über das Ansuchen des Fritz Mögle , II ., Kaiserplatz 6, um Zulassung
des De Brnhn 'schen Materiales zur Verwendung für Wände hat der Magistrat
zufolge Beschlusses vom 12 . Deeember 1895 die Zulassung dieses Materiales

innerhalb des Wiener Gemeindegebietes für Wände unter nachstehenden Be¬
dingungen genehmigt:

1. Die ans De Brnyn 'scher Masse hergestellten Platten werden im
Sinne des Schlusssatzes des 8 37 der Bauordnung insolange als Baumaterial
für Wände in Wien als zulässig erklärt , als diese Platten dem überreichten
Muster und der zur M .-Z . 180571 ox 1895 bekanntgegebenen , jedoch als
vertrauliche Mittheilnng bezeichnet« : Zusammensetzung entsprechen;

2 . derlei Wände dürfen nur aus vollkommen trockenen Platten hergestellt
werden ; letztere müssen untereinander , sowie zur Verhinderung des Umfallens
mit den anderen Gebäudewänden gut mit De Bruhn ' sche Masse , erforderlichen
Falles auch unter Anwendung weiterer Hilfsmittel gut verbunden werden;

3. die ans De Brnhn 'schen Platten hergestellten Wände dürfen zur
Abtrennung einzelner Bestandtheile einer Wohnung oder eines Geschäftslocales,
jedoch nicht zur Abtrennung verschiedener Wohnungen oder Geschäftslocale und
in allen Fällen auch nur dann verwendet werden , wenn diese Wände keinerlei
Belastung ansgesetzt und nicht höher als ein gewöhnliches Stockwerk aufgeführt
werden.

Derlei Wände müssen im unverputzten Zustande wenigstens eine Dicke
von 7 cm besitzen. Bei Wänden von geringerer Länge, etwa bis 4 m und
bei gewöhnlicher Stockwerkshöhe kann nach der Sachlage der örtlichen Ver¬
hältnisse eine Wandstärke von 5 cm angewendet werden.

Die ans De Brnyn 'scher Masse hergestellten Wände können bei unter¬
geordneten oder provisorischen Objecten auch als Umfassnngswände , jedoch
nicht als Stellender Fenermauern zur Anwendung gelangen , wenn nicht
sicherheitspolizeiliche oder sonstige Rücksichten gegen die Anwendung dieses
Materiales sprechen, welches bei Dnrchnässnng eine Verminderung seiner
Festigkeit zeigt;

4.  die beabsichtigte Ausführung von Wänden aus De Brnhn 'schen
Platten ist in den Consensplänen auszuweisen;

5 . die Aufstellung solcher Wände gehört zu den Befugnissen der can-
ccssionierten Baugewerbetreibenden , nachdem es sich hiebei um sicherheits¬
polizeiliche Rücksichten, insbesondere um die Benrtheilung der Tragfähigkeit von
Decken und Trägern handelt;

6 . die Abänderung und Ergänzung vorstehender Bedingungen , eventuell
die gänzliche Zurückziehung dieser Bewilligung auf Grund der praktischen
Erfahrungen mit diesem Banmateriale bleibt Vorbehalten;

7 . das überreichte Mnsterstück einer 7 cm dicken Platte , sowie die als
vertraulich bezeichnete Mittheilnng der Zusammensetzung wird im Stadtbauamte
hinterlegt.

Die Entscheidung über die Zulassung der De Brnhn 'schen Masse zur
Herstellung von Deckenconstrnctionen wird seinerzeit nach Abschluss der Unter¬
suchungen erfolgen.

Wovon das Stadtbauamt mit Bezug ans den Bericht vom 20 . November
1895 , Z . 3480 , in Kenntnis gesetzt wird.

24 .

(Ittstrilierilttg der Verhaudlnttgsaeten über Ansprüche
ans Entschädigung nach dem Thierseuchengesehe .)

Die k. k. n .- ö. Statthnlterei hat mit Erlass vom 17 . De-
cember 1895 , Z . 110876 (M .-Z . 226333/XV ), dem Wiener
Magistrate Nachstehendes zur Kenntnis gebracht:

Behufs Erzielung eines gleichmäßigen Vorganges bei Jnstruierung der
Verhandlungsacten über Ansprüche auf Entschädigung nach dem Thiersenchen-
gesetze vom 28 . Mai 1894 , L.-G .-Bl . Nr . 1 ex 1895 , ist die Statthalterei mit
dem° n .-ö. Landesansschusse übereingckommen , dass bei vorkommenden Ent¬
schädigungsfüllen dem Landesausschusse dann kein eigener Befnndbcricht über
den festgestellten Krankheitsprocess übersendet wird , wenn es sich um einen
Thierse uch c nfall (Rotz, Milzbrand oder Rauschbrand ) handelt . In diesem
Falle ist der Schätzungsact über Wunsch des Landesansschusses demselben erst
nach Beendigung des Seuchentilgungsverfahrens einzusenden , weil erst dann
der Landesausschuss im Sinne des 8 3 , Punkt 2, des bezogenen Gesetzes
constatieren kann , ob der Entschädignngswerber die von der Senchencommission
angeordneten Schntzmaßregeln zur Verhinderung der Einschleppung oder der
Verbreitung der Seuche etwa nicht oder nur fahrlässig beobachtet hat.

In der Zuschrift an den Landesausschuss ist jedoch Datum und Zahl
jener Berichte an die Statthalterei anzusühren , mit welchen der bezügliche
Befund vorgelcgt und welche sonst über den Verlaus und die Beendigung des
Seuchentilgungsverfahrens anher erstattet wurden , damit der Landesausschuss
die nöthigen Informationen aus denselben hierorts im kurzen Wege cin-
holen. kann.

In Fällen von Tnberculose und Kalbefieber  dagegen , über welche
anher nicht berichtet wird , ist von den mit der Erhebung betrauten Thierärzten
ein Befund abzufassen, welcher dem Landesausschusse mit den Schütznngsactcn
zu übersenden ist.

Die magistratischen Bezirksämter erhalten unter Einem die gleiche Ver¬
ständigung.

2
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25 .
(Befahrung des Wiener Donaneanales mit Schlepp¬

schiffen mittels Pserdezng nnd Ruder . )
Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 18 . De-

cember 1895 , Z . 74925 ( M .-Z . 228144/XIV ), dem Wiener
Magistrate nachstehende Abschrift ihres Erlasses vom 18 . December
1895 , Z . 74925 , an die ungarische Fluss - und Seeschisfahrts-
Actiengesellschaft in Budapest intimiert:

Über das Ansuchen vom 1. Anglist 1895 , Z . 1740/11 , ertheilt die Statt¬
halterei der geehrten ungarischen Actiengesettschaft als Nachfolgerin der un¬
garischen Dampfschiffahrts -Gesellschaft, welche mit dem h. o. Erlasse vom
21 . April 1895 , Z . 34261 , die Bewilligung zur Befahrung des Wiener
Donaneanales mit Schleppschiffen mittels Pferdezug nnd Ruder erhielt , gleich¬
falls diese Bewilligung , und zwar unter den nachstehenden Bedingungen:

1. Bei der Befahrung des Wiener Donaneanales , welche nur in der
Strecke von der Ausmündnng aufwärts bis zur Franzensbriicke gestattet wird,
sind die Bestimmungen der provisorischen Schiffahrts - nnd Strompolizei-
Ordnnng für die ober - und niederösterreichische Strecke der Donau vom
31 . August 1874 , R .-G .-Bl . Nr . 122 , und der für den Wiener Donaucanal
besonders geltenden Vorschriften genau zu beobachten.

Zur Führung der in den Wiener Donancanal ein- und ausgefllhrten
Schleppschiffe sind nur Personen zu verwenden , welche im Besitze eines ordnungs¬
mäßigen Schifferpatentes find.

2. Für jedes in den Wiener Donancanal eingeführte beladene oder leere
Schleppschiff ist bei der k. k. Donaucanal -Jnspection in Wien XIX . (Nussdorf)
ein Einfahrtsschein einzuholeu.

Der Schiffsführer ist daher verpflichtet , bei dem auf der Simmeringer-
haide stationierten Canalanfseher für jedes beladene oder leere Schleppschiff die
Änknnftsbestätigung zu erwerben und nach Verheftnng an der zur Ausladung
bestimmten Lände sofort bei der k. k. Donaucanal -Jnspection den Einfahrts¬
schein unter Abgabe der Ankunftsbestätigung entweder im mündlichen oder
schriftlichen Wege zu erwirken ; außerdem ist der genannten Jnspection der Tag
und die Stunde der Landung des Schleppschiffes , die Nummer desselben , dann
die Größe nnd Art der Ladung , die Namen des Eigenthümers der Ladung
und des Schifführers , sowie jener Läiide, an welcher das Schleppschiff ans¬
geladen wird , schriftlich bekanntzngeben.

3 . Für jene Schleppschiffe, welche die im Wiener Donaucanale auf¬
genommenen Materialien thalwärts zur Abfuhr bringen , ist bei jenem Canal¬
aufseher , in dessen Rayon die Einladung vorgcnommen wird , noch vor der
Abfahrt , unter Angabe der anfgenommenen Ladung hinsichtlich ihrer Größe
und Art , sowie über den Bestimmungsort dieser Ladung die Anzeige zu erstatten.

4. Bei der Ein - nnd Ausfuhr der beladenen und leeren Schleppschiffe
sind die seitens der k. k. Donaucanal -Jnspection betreffs des Zeitpunktes , dann
der Schiffsmanipulation ertheilten näheren Weisungen immer genauestens zu
befolgen.

5 . Für jedes im Wiener Donaucanale in ^Haft legende , beladene oder
leere Schleppschiff ist die Haftstockgebür bei dem mit der Einhebung betrauten
k. k. Verzehrungssteuer - nnd Waffermautamte zu entrichten.

26 .

(Berücksichtigung der Pferdeasseutpläue bei Ver¬
fassung der laut H 5 , Punkt 7 , Zit. ß» der Land

stnrm -Meldevorschrist fälligen Snmmarien .)
Die k. k. n .- ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 26 . De¬

cember 1895 , Z . 7811/kr . ( M .-Z . 2331I6/XVI ), dem Wiener
Magistrate Nachstehendes znr Kenntnis gebracht:

Das Ministerium für Landesvertheidigung ist zur Kenntnis gelangt , dass
seitens einer politischen Bezirksbehörde bei Verfassung der laut Z 5 , Punkt 7,
lit . b der Landsturm - Meldcvorschrift vom 20 . November bei den Landsturm-
Bezirks -Commanden fälligen Snmmarien auf die Pferdestellnngstage des nächst¬
folgenden Jahres aus dem Grunde keine Rücksicht genommen wurde , weil der
Pferdeassentplan derselben zn diesem Zeitpunkte noch nicht bekannt war . Zur
Behebung dieses Anstandes hat das hohe k. k. Ministerium für Landes¬
vertheidigung Folgendes zu verfügen , beziehungsweise bekanntzugeben gefunden.

In den Jahren der Neuverfaffnng der Pferdeassentpläne (Pferde -Classifi-
cation ) haben die politischen Bezirksbehörden die zur Zeit der Zusammen¬
stellung der eingangs erwähnten Summarien noch in Kraft stehenden Pferde-
affentpläne zur Grundlage zu nehmen , weil sich der Zeitpunkt für die Instand¬
setzung derselben im vorhinein nicht bestimmen lässt.

In jenen Jahren dagegen , in welchen die vereinbarten und von der
Ministerial -Jnstanz bereits genehmigten Pferdeassentpläne ihre Giltigkeit für
das nächstfolgende Jahr behalten , wird die bezügliche Verständigung an die
politischen Landesstellen und an die Landwehr -Territorial -Commanden zeit¬
gerecht vom Ministerium für Landesvertheidigung erlassen.

Hievon wird der Wiener Magistrat infolge Erlasses des genannten hohen
Ministeriums vom 2. December 1895 , Z . 2259/IV , znr genauen Darnach-
achtung in die Kenntnis gesetzt.

27 .

(Beilage von Drucksorten bei Vorlage von Reeursen
au das Ackerbaumimsterium .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 26 . De¬
cember 1895 , Z . 7821/ ? r . (M .-Z . 232455 ) , dem Wiener Magi¬
strate nachstehende Weisnug ertheilt:

Zufolge Auftrages des hohen k. k. Ackerbauministeriums wird der
Wiener Magistrat angewiesen , in allen Fällen , in denen dre in Angelegenheiten
des Ressorts des genannten hohen Ministeriums gefällten Entscheidungen der
I. nnd II. Instanz anlässlich der Jntimiernng an die Parteien auf mechanischem
Wege (durch Druck, Lithographie n . dgl,) vervielfältigt werden , immer eine
Eopie des Jntimates für den Gebrauch dieses Ministeriums bei der eventuellen
Entscheidung in III . Instanz zu reservieren und gleichzeitig mit dem betreffenden
Ministerial -Recnrse anher vorznlegen.

Diese Weisung ergeht unter Einem an alle magistratischen Bezirksämter.

28 .
(Übersetzung von llrkuudcu und Schriftstücken für

den diplomatischen Verkehr . Z
Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat mit Erlass vom 27 . December

1895 , Z . II6178 (M .-Z . 262 gx 1896/XVI ), dem Wiener
Magistrate Nachstehendes znr Kenntnis gebracht:

Anlässlich eines zur Kenntnis des hohen k. k. Ministeriums für Landes¬
vertheidigung gelangten Falles , in welchem eine k. k. Bezirkshauptmannschaft
sich an das k. und k. Ministerium des Äußern mit dem Ersuchen gewendet
hat , ein nicht in deutscher Sprache ansgefertigtes Militärtax - Bemessungs-
Erkenntnis an einen im Änslande wohnhaften Taxpflichtigen durch die k. und k.
Consular -Vertretnng zustellen und den bezüglichen Betrag einheben zu lassen,
das k. und k. Ministerium des Äußern dagegen der Besorgnis Ausdruck gab,
dass der berufene , des betreffenden Sprach -Jdioms nicht kundige Titnlar der
k. nnd k. Vertretungsbehörde sich in dem Erkenntnisse Uber die Höhe des eiu-
znhebenden Betrages nicht werde zurecht zu finden vermögen , wird dem Wiener
Magistrate zufolge Erlasses des genannten hohen Ministeriums vom 30 . November
1895 , Z . 28946 , der Erlass des hohen k. k. Ministeriums des Innern vom
28 . Äpril 1851 , Z . 8454/517 , aä 1, 2, 3 (intimiert mit dem hierortigen Er¬
lasse vom 9 . Mai 1851 , Z . 14626/834 , aä 1, 2, 3 nnd 4), wonach bei Mit¬
theilung von Urkunden oder Schriftstücken , welche in einer slavischen, in der
romanischen oder ungarischen Sprache abgefasst nnd zum Gebrauche im Ans¬
lande bestimmt sind, jedesmal auch eine authentische deutsche Übersetzung beizn-
sngen ist, zur genauen Darnachachtung in Erinnerung gebracht.

Da das bezeichnete, an das k. und k. Ministerium des Äußern gerichtete
Ersuchen sich außerdem auf einen auswärtigen Staat bezog, mit welchem eine
Courier -Verbindnng nicht besteht, wird gleichzeitig auf den Normal -Erlass des
hohen k. k. Ministeriums für Landesvertheidigung vom 4 . Februar 1889,
Z . 1777/287 II a (intimiert mit dem hierortigen Erlasse vom 11. Februar 1889,
Z . 018/Nr .), hingewiesen , wonach die Vermittlung des Ministeriums des Äußern
bei dienstlichen Sendungen an die k. und k. Vertretungsbchörden im Auslande
nur dann in Anspruch genommen werden kann , wenn mit den betreffenden
Städten eine Courier -Verbindnng unterhalten wird.

28 ».

(Verbot des Hausierhandels aus dem Gebiete der
Stadt Jä .szbereny Ln Ungarn .)

Die k. k. n .-ö. Statthalterei hat unterm 28 . December 1895,
Z . 112863 (M .-Z . 234140 ) , dem Wiener Magistrate Nachstehendes
zur Kenntnis gebracht:

Laut einer an das hohe k. k. Ministerium des Innern gelangten Mit¬
theilung des königlich ungarischen Handelsministeriums ist die Ausübung des
Hausierhandels auf dem Gebiete der Stadt Jäszbereny (Comitat Jäsz -Nagy-
Kun -Szolnok ) unter Aufrechthaltnng der im Z 17 der bestehenden Hansicr-
vorschriften und in den diesen Paragraphen ergänzenden Nachtrags -Verordnungen
den Bewohnern gewisser Gegenden gewährten Rechte verboten worden.

Hievon wird zufolge Erlasses des k. k. Ministeriums des Innern vom
19. November 1895 , Z . 34471 , mit Beziehung auf 8 10 des Hausierpatentes
die Mittheilnng gemacht.

36 .

(Bezeichnung des Steueramtes in Ried in Tirol . )
Verordnung des Finanzministers vom 28 . December 1895,

R .-G .-Bl . Nr . 2:
Infolge der mit Verordnung des Justizministeriums vom 24 . November

1895 (R .-G .-Bl . Nr . 182 ) verfügten Bezeichnung des Bezirksgerichtes Ried
im Sprengel des Landesgerichtes Innsbruck mit dem Beisatze „ in Tiro !" hat
auch das Steueramt mit demselben Amtssitze die Bezeichnung „ Ried in Tirol"
zu führen.
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31.
(Verbot der von der Firma Kar ! Philipp Pollak in

Prag erzeugten ^Sänerling Essenz ". )
Verordnung der Ministerien des Innern und des Handels

vom 29 . December 1885 , N .-G .-Bl . Nr . 4:
Da die von der Firma Karl Philipp Pollak in Prag erzeugte und zur

Erzeugung von Kuustweiu offerierte „ Säuerling - Essenz " , dem Fachgutachten des
Obersten Sanitätsrathes zufolge nach ihrer chemischen Zusammensetzung hin¬
sichtlich ihrer nachtheiligen Wirkung ans die Verdanungsorgane den mit den
Ministerialverordunngen vom 2 . Mai 1892 (R .-G .-Bl . Nr . 72 ) und vom
1 . Juli 1894 (R .-G .-Bl . Nr . 140 ) verbotenen , unter den Namen „ Wein-
Extract " , beziehungsweise „ Wein - Essenz " in Vertrieb gesetzten Erzeugnissen
derselben Firma gleichzustellen und in ihrer Verwendung zur Weinbereitung
als gesundheitsschädlich zu betrachten ist , wird deren Erzeugung , Verkauf und
Vertrieb in Gemäßheit der Bestimmungen der Zß 6 und 7 der Ministerial-
verordnnng vom 1 . Mai 1866 (R .-G .-Bl . Nr . 54 ) allgemein verboten.

32 .
(Anschluss der Genossenschaftsftatnten au die der

Statthalterei vorznlegenden Berichte . )
Magistratsdirector Krenn  hat mit Erlass vom 30 . De¬

cember 1895 , Z . 230311/XVIII , den magistratischen Bezirksämtern
Nachstehendes bekanntgegeben:

Aus Anlass eines speciellcn Falles hat die h . k. k. n .-ö Statthalterei
mit Bescheid vom 28 . December 1895 . Z . 118049 , Folgendes anher eröffnet:

Nachdem die h . 8 . Referate aus technischen Gründen nicht mit Statuten¬
exemplaren aus den h . ä . Sammlungen beiegt werden können , sind in allen
Fällen , in welchen eine Entscheidung an der Hand von Statuten erfolgen
muss , den betreffenden in Vorlage zu bringenden Acvn die erforderlichen
Statuten beiznlegen.

In diesem Sinne sind auch die magistratischen Bezirksämter anzuweisen.
Hievon wird das magistratische Bezirksamt behufs Anschlusses der be¬

züglichen Genossenschaflsstatuten an die vorznlegenden Acten in jenen Fällen,
in welchen sich die Entscheidung auf solche Statuten bezieht , in Kenntnis gesetzt.

33.

(Zuweisung der Fransenknüpfer und der Woll - und
Scideundjuftierer zur Genossenschaft der Posa

mentierer )
Magistratsdirector Krenn  hat mit Erlass vom 30 . De¬

cember 1895 , Z . 230310/XV1II , den magistratischen Bezirks¬
ämtern Nachstehendes znr Kenntnis gebracht:

Die hohe k. k. n .-ö Statthalterei hat mit dem Erlasse vom 23 . De¬
cember 1895 , Z . 118454 , die Änderung des Z 2 der Statuten der Genossen¬
schaft der Posamentierer genehmigt , wodurch die Fransenknüpfer und die Woll-
und Seidenadjnstierer dieser Genossenschaft zngewiesen werden.

Hievon wird das magistratische Bezirksamt znr entsprechenden Amts¬
handlung bei d 'r Anmeldung dieser Gewerbe verständigt.

34.
(Bildung von Vereinen , die den Bestimmungen des
Gesetzes von » 12 . November Z R .-G .-Bl . Nr . 134,

unterliegen . )
Die k. k. n .-ö. Statthaltern hat mit Judorsat -Erlass vom

31 . December 1895 , Z . 81244 ( M .-Z . 4166/XVill ) , dem Wiener
Magistrate Nachstehendes zur Aufnahme in das Amtsblatt zuge¬
mittelt :

Jenen Personen , welche die Bildung von Vereinen beabsichtigen , die den
Bestimmungen des Gesetzes vom 15 . November 1867 , R -G --Bl . Nr . 134.
unterliegen und ihre Tüchtigkeit ans einen Ort oder einen Theil oder das
ganze Kronlaud Niedcrösterreich erstrecken , dürfte es erwünscht sein , über die
Praxis der Vereinsbehörde und die Stempclpflicht der bezüglichen Eingaben
Näheres zu erfahren , um rasch und sicher die gesetzliche Grundlage für eine
solche Vereiusbildnng zu erlangen und Anstände zu vermeiden.

In dieser Hinsicht diene Nachstehendes znr Richtschnur:
Die beabsichtigte Bildung eines solchen Vereines ist mittels einer Ein¬

gabe und unter Anschluss von fünf Exemplaren der in Aussicht genommenen
correcturfreien Statuten direct bei der k. k. n .- ö . Statthaltern als Vereins¬
behörde anzuzeig -n.

Die Eingabe unterliegt dem Stempel von 50 kr. für jeden Bogen , die
vorznlegenden fünf Statuten - Exemplare abe sind dem Stempel von 15 kr.
für jeden Bogen unterworfen.

Was Alles aus den Statuten zu entnehmen sein muss , ist im § 4 des
bezogenen Gesetzes angegeben , doch dürfte es nicht überflüssig sein , besonders
hervorzuheben , dass unter den unter Punkt 1 erwähnten „ Erfordernissen gütiger
Beschlussfassungen " nicht nur die Beschlussfassungen der Nereins -Hanpt-
(General -) Versammlung , sondern auch jene der Vereinsleitung (des Vereins-
ansschusscs ) zu verstehen sind und die Statuten demnach die Bestimmung nicht
vermissen lassen dürfen , wann (unter welchen Bedingungen ) der Vereins-
ausschnss und die Haupt -Versammlung beschlussfähig sind und ans welche Weise
diese Körperschaften ihre Beschlüsse zu fassen haben.

Wenn zum Zwecke der Schlichtung von Streitigkeiten ans dem Vereins-
Verhältnisse in den Statuten die Bildung eines Schiedsgerichtes in Aussicht
genommen ist, so muss , um den Bestimmungen des Punktes A der citierten
Gesetzesstelle völlig zu entsprechen , die Zusammensetzung dieses Schiedsgerichtes
so detailliert angegeben sein , dass die Bildung desselben und die Wahl des
Obmannes daraus klar zu ersehen ist.

Wern endlich die Statuten einer anderen , sei es einer physischen oder
juristischen Person irgendeine Verpflichtung , so z. B . die Verwaltung des
Vereinsvermögens im Falle der Vereinsauflösung auferlegen , so muss auch
die Zustimmnngserklärung dieser Person (Gemeinde , Corporation ) beigebracht
werden.

Entsprechen die Statuten vollständig den Anforderungen des erwähnten
Paragraphen und stellt sich der Verein weder seinem Zwecke noch seiner Ein¬
richtung nach als gesetz- , rechtswidrig oder staatsgefährlich dar , so wird dem
Vereinsproponenten von der Vereinsbehörde ein Statuten -Exemplar und zwar
ohne jede Clausel , weil eine solche einer besonderen Stempelgebür unterliegen
würde , znrückqestellt ; derselbe wird jedoch gleichzeitig mittels Decretes ver¬
ständigt , dass die Bildung dieses Vereines nach Maßgabe der rückfolgenden
Statuten nicht untersagt worden ist ; es steht dann der Entfaltung der Vereins-
thätigkeit nichts mehr im Wege.

Die Bescheinigung des Vereinsbestandes , welche die rechtliche Existenz
des Vereines für den öffentlichen Verkehr zu beweisen bestimmt ist , kann natur¬
gemäß erst dann erfolgen , wenn sich der Verein schon konstituiert hat und
wird demnach von der Behörde dann ertheilt , wenn die Vereinsleitung unter
Vorlage eines correcturfreien Statuten - Exemplares diefllbe beansprucht und
der Nachweis über die erfolgte Vereiusbildnng durch das Protokoll über die
konstituierende Vereinsversammlnng gleichzeitig erbringt . Eine solche Eingabe
unterliegt ebenfalls dem Stempel von 50 kr. per Bogen , das Protokoll dem
Beilagestempel von 15 kr. per Bogen , endlich das mit der Bescheinigungs-
clansel zu versehende Statuten -Exemplar dem Stempel von 1 fl . für den
ersten Bogen und einem 50 kr.- Stempel für jeden folgenden Bogen.

Falls die Proponenten noch vor der Constituiernng des Vereines den
Nachweis zn erlangen wünschen , dass die von ihnen überreichten Statuten
behördlicherseits nicht beanständet worden sind , so wird die k. k. n .- ö. Statt¬
halterei in jenen Fällen , in welchen seitens der Anzeiger ein solches Ansinnen
in der Eingabe ausdrücklich gestellt und eines der fünf Statuten - Exemplare
anstatt mit einem 15 kr.-Stempel mit einem 1 fl.-Stempel versehen wird , jenes
Exemplar , welches der Proponent zurück erhält , mit der Clausel versehen : „ Die
Bildung dieses Vereines nach vorstehenden Statuten wurde nicht untersagt . "
Diese Clausel kann jedoch selbstverständlich die Bescheinigung des Vereins¬
bestandes nicht ersitzen.

Schließlich sei noch erwähnt , dass , wenn in den Statuten für den Verein
beziehungsweise seine Mitglieder das Recht zum Tragen eines bestimmten,
gehörig beschriebenen Abzeichens , einer Fahne oder eines Banners in Anspruch
genommen wird , die Nichtuntersagnug der Vereiusbildnng nach solchen Statuten
dem Vereine wohl ein Recht zum internen Gebrauche dieser Insignien cin-
ränmt , dass jedoch zum öffentlichen Gebrauche derselben die besondere Bewilli¬
gung der politischen , beziehungsweise polizeilichen Behörde , also für den Wiener
Polizeirayon jene der k. k. Polizei - Direction , für das flache Land aber jene der
betreffenden k. k. Bezirkshanptmannschaft einznholen ist.

32.

(Behandlung von Fallen des Betriebes behördlich
nicht genehmigter Betriebsanlagen )

Der Leiter des magistratischen Bezirksamtes für den XVI . Bezirk
hat an die übrigen magistratischen Bezirksämter unterm 4 . Jänner
1896 , B .-A .- Z . 65146 , nachstehende Note gerichtet:

Das magistratische Bezirksamt für den XVI . Bezirk in Wien beehrt sich,
zur gefälligen Kenntnisnahme die dieusthöfliche Mittheilnng zu machen , dass
die k. k. n .-ö. Statthalterei mit dem Erlasse vom 24 . December 1895 , Z . 107478,
ans Anlass der Entscheidung Uber einen Necurs gegen den h . ä . Auftrag , eine
ohne behördliche Bewilligung hergestellte Betriebsaulage der Borstenznrichterei
aufznlassen , Folgendes znr entsprechenden Verständigung sämmtlicher magi¬
stratischen Bezirksämter anher eröffnet hat.

Bei diesem Anlässe wird dem magistratischen Bezirksamte eröffnet , dass
künftighin in allen Fällen , in welchen es sich um den Betrieb einer nicht
behördlich genehmigten Betriebsanlage handelt , lediglich sofort die instanzen¬
müßige Strafamtshandluug nach Z 132 , lit . o Gew .- Ges . einznleiten , in dem
bezüglichen Erkenntnisse der Weiterbetrieb dieser Anlage zn untersagen und
eventuell bei Vollziehung eines rechtskräftigen Strafcrkcnntnisses mit den im
§ 152 Gew .-Ges . vorgesehenen Zwangsmitteln vorzugehen sein wird . Hiebei
wird es aber auch jedesmal in dem bezüglichen Straferkenntnisse ausdrücklich
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dem betreffenden Gewerbsinhaber anheimzustellen sein, um die nachträgliche
Genehmigung der betreffenden Betriebscinlage mit einer entsprechenden separaten
Eingabe einzuschreiten . Jedenfalls ist auch im vorliegenden Falle , falls dies
nicht etwa abgesondert bereits geschehen sein sollte, die instanzenmäßige Straf-
amtshandlnng wegen Übertretung der Bestimmungen der W 24 und 39 Gew .-Ges.
nunmehr nachträglich sofort dnrchzuführen.

36 ,

(Aichnng und Stempelung von Wasserverbrauchs
Messern . )

Verordnung des Handelsministeriums vom 12 . Jänner 1896,
R .-G .-Bl . Nr . 15 , betreffend die Aichnng und Stempelung von
Wafferverbrauchsmeffern:

In Erklärung des Punktes 3, Absatz 2 der Ministerialverordnnng vom
15 . März 1898 (R .-G .-Bl . Nr . 37 ) wird festgestellt, dass die Bestimmung,
wonach neue , unter die Bestimmungen des Punktes 1 der citierten Verordnung
fallende Wassermesser vom 1. Jänner 1896 ab nur in geaichtem Zustande in
die Leitungen eingeschaltet werden können , sich auch auf alle jene bereits ein¬
geschaltet gewesenen Wassermesser bezieht, welche ans der Leitung ans was
immer für einem Grunde entfernt worden und noch nicht geaicht sind.

Dagegen können die in den Leitungen eingeschalteten Wassermesser , wenn
sie aus denselben nicht mittlerweile entfernt werden , bis Ende des Jahres
1903 ohne Aichnng bleiben.

37 .

(Errichtung eines Eisenbahttmittifterinurs .)
Kundmachung des Handelsministeriums und des Eisenbcchn-

miuisteriums vom 19 . Jänner 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 16 , betreffend
die Errichtung eines Eisenbahnministerinms und die Erlassung
eines neuen Organisationsstatutes für die staatliche Eisenbahn¬
verwaltung in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und
Ländern:

Seine k. und k. Apostolische Majestät haben mit Allerhöchster Entschließung
vom 15 . Jänner 1896 die Errichtung eines Eisenbahnministerinms allergnädigst
zu genehmigen geruht.

Mit derselben Allerhöchsten Entschließung haben Seine Majestät dem unten
folgenden Organisationsstatnte für die staatliche Eisenbahuverwaltung in den
im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern die Allerhöchste Ge¬
nehmigung zu erthcilen geruht.

In Gemäßheit dieser Allerhöchsten Entschließung hat das Eisenbahn-
Ministerium seine Wirksamkeit mit 19. Jänner 1896 ausgenommen.

Mit diesem Zeitpunkte wurden die sämmtlichen bisher dem Handels¬
ministerium Angewiesenen Agenden des Eisenbahnwesens ans dem Wirkungs¬
kreise dieses letzteren Ministeriums ausgeschieden und sind an das Eisenbahn¬
ministerium übergegangcn.

Von dem gleichen Zeitpunkte an wurden die betreffenden Amtsabtheilnngcn
des Handelsministeriums , die General -Jnspection der österreichischen Eisenbahnen
und die General -Direction der österreichischen Staatsbahnen dem Eisenbahn-
minister unterstellt , welcher die erforderlichen Vorkehrungen treffen wird , damit
das neue Organisationsstatnt mit 1. August 1896 voll in Wirksamkeit trete.

Glanz m . p . Guttenberg m . p.

Hrganisalionsstatut

für die staatliche Eisenbahnberwaltung in den iin Reichsrathe
vertretenen Königreichen und Ländern.

I . Gliederung der staatlichen Eisenluchnverwaltnng im allgemeinen.

8 l.
oberste einheitliche Leitung durch das k. k. Eilenbahmninisterium.

Die oberste staatliche Leitung und Beaufsichtigung des gesummten Eisen¬
bahnwesens in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern , sowie
insbesondere die oberste einheitliche Verwaltung der vom Staate selbst ans eigene
oder fremde Rechnung betriebenen Eisenbahnen einschließlich der österreichischen
Trajcctanstalt und Dampfschisfahrt ans dem Bodensee , wie auch endlich die
oberste Leitung des Staatseisenbahubanes erfolgt durch das neu errichtete
„k. k. Eisenbahnministerinm " .

Für das Eisenbahnministerinm hat im allgemeinen , und insoweit nicht
durch dre gegenwärtige Organisation ausdrücklich anderes bestimmt ist, der allen
Ministerien gemeinsame Wirkungskreis zu gelten.

Dasselbe Hut fortgesetzt die Hebung und Vervollkommnung des vater¬
ländischen Eisenbahnwesens im Auge zu behalten und alle ihm zu diesem Zwecke
geeignet erscheinenden administrativen Maßnahmen zu treffen , beziehungsweise
zu veranlassen.

Im Mobilisiernngsfalle entsendet das Eisenbahnministerinm die für die
Vertretung der Staatseisenbahnverwaltung erforderlichen Organe in die Central-
Eisenbahntransportleitung.

8 2.
Dem Ministerium für die lveulo üermullung der Heschüste der Raniseisen-
lmhnnerwuliung unmiilellmr untergeordnete Dienststellen: st. st. 5tnntsstuhn-

direetionen , k. k. Eisenstuhnstnuleitungon.
In unmittelbarer iustanzeumäßiger Unterordnung unter das Ministerium

bestehen zur Leitung des localen Betriebsdienstes auf den im Z 1 bezeichneten,
vom Staate betriebenen Eisenbahnen , einschließlich der österreichischen Traject-
anstalt und Dampfschisfahrt auf dem Bodensee , innerhalb räumlicher Bezirke,
die in einer die völlige Beherrschung des Dienstes ermöglichenden Ausdehnung
thunlichst nach Hauptverkehrsrouten gebildet werden , besondere Dienststellen,
welche die Bezeichnung „k. k. Staatsbahndirection"  führen.

Die Orte , an welchen Staatsbahudirectionen zu errichten sind, sowie
deren Bezirke werden mit Allerhöchster Genehmigung vom Eisenbahnministerinm
bestimmt.

Zur Bauausführung neuer , auf Staatskosten herzustellender Eisenbahnen,
sowie besonders umfassender Neubauten auf den schon im Staatsbetriebe be¬
findlichen Eisenbahnen werden „k. k. Eisenbahnbauleitungen"  bestellt , welche
gleichfalls dem Eisenbahnministerinm unmittelbar unterstehen , sofern nicht von
lctzercm im einzelnen Falle die Unterstellung der Eisenbahnbauleitung unter
eine Staatsbahndirection bestimmt wird.

8 3.

Rukcrstc Dienststellen zur Resvrguilg dos localen Rokrieks- und Randienstes.
In Unterordnung unter die Staatsbahndirectionen wird der locale Be¬

triebsdienst auf den im Z 1 bezeichneten, vom Staate betriebenen Eisenbahnen,
mit Berücksichtigung der örtlichen Erfordernisse und im allgemeinen unter
Trennung der Hauptdienstzweige von einander durch nachstehende , als unterste
Dienststellen fungierende Organe besorgt:

u) Der Bahnaufsichts - und Bahuerhaltuugsdienst einschließlich derjenigen
Bauten , für welche keine eigenen Bauleitungen bestellt sind, durch die
„k. k. Bahncrhaltungssection en " ;

b) der Verkehrs - und kommerzielle Dienst durch die „k. k. Bahnstations¬
ämter" (Haltestellen ), welche bei besonderer dienstlicher Wichtigkeit oder
größerer Verkehrsbedeutung und insbesondere , sofern sie Domicilstation
eines zahlreicheren Personales sind, die Bezeichnung : „k. k. Bahnbetriebs¬
amt"  erhalten;

o) der Zugsörderuugs - und Werkstättendienst einerseits durch die „ k. k. Heiz¬
hausleitungen " , andererseits durch die „ k. k. Werkstätten¬
leitungen

ä ) der Materialdienst durch die „ k. k. Mat er ial m a g a zi n sl eitun  g en " .
Dem Eisenbahnministerium bleibt cs Vorbehalten , soweit besondere locale

oder ökonomische Bedürfnisse es wünschenswert erscheinen lassen, insbesondere
für einzelne im Betriebe der Staatselsenbahnverwaltung befindliche Loeälbahnen
oder auch für sonstige einzelne Theilstrecken, namentlich solche, die mit dem
Hanptnetze nicht in unmittelbarer Schienenverbindung stehen, in Ansehung der
Organisierung des untersten localen Betriebsdienstes Abweichungen von den
vorstehenden Bestimmungen eintreten zu lassen.

Insbesondere können in solchen Fällen in Unterordnung unter die Staats¬
bahndirectionen besondere „k. k. Betriebsleitungen"  als unterste Dienststellen
des localen Betriebsdienstes mit einem fallweise festzusetzendeu, auf mehrere
oder alle Dienstzwcige und die ganze betreffende Bahnlinie sich erstreckenden
Wirkungskreise errichtet werden.

Zur unmittelbaren Leitung der Trajcctanstalt und Dampfschiffahrt auf
dem Bodensee besteht in Unterordnung unter jene Staatsbahndirection , der das
anschließende Bahnnetz untersteht , eine eigene „k. k. S ch iffa hrtsinspecti o n
in Bregenz ".

Die Eisenbahnbauleitungen werden eventuell für die einzelnen Baustrecken
nach Bedarf in „ k k. Eisenbahnbausectiouen"  nntergetheilt.

II . Das Ministerium.

8 4-
Zlicdcrimg des Ministeriums.

Das Eisenbahnministerinm wird den Anforderungen des Dienstes ent¬
sprechend in Sektionen gegliedert.

Letztere werden in gleicher Weise in Departements (Abthcilungen ) unter-
getheilt.

8 5.

Rcstutderer Wirkungskreis des Ministeriums.
Der besondere selbständige Wirkungskreis des Ministeriums umfasst:
1. die Einleitungen und Vorverhandlungen zum Abschlüsse von Eisen¬

bahnstaatsverträgen und internationalen Vereinbarungen in Eisenbahn -Ange¬
legenheiten , sowie die Überwachung der Ausführung solcher internationaler
Abmachungen;
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2. alle Angelegenheiten , welche die Beziehungen der inländischen Eisen¬
bahnen zum Anslande betreffen , soweit dieselben über den regelmäßigen Verkehr
benachbarter oder doch in directen Transportbeziehnngen stehender Bahnver¬
waltungen hinansgehen oder eine diplomatische Intervention erfordern , ins¬
besondere auch die Theilnahme an internationalen eisenbahnfachlichen Congressen
und Vereinigungen , welche sich mit der Verathung und Beschlussfassung über
allgemeine , den Gesammtorganismus der inländischen Eisenbahnen oder der
Staatseisenbahn -Verwaltung berührende Angelegenheiten des Eisenbahnwesens
befassen;

3 . alle Angelegenheiten des Eisenbahnwesens , welche eine legislative
Behandlung erheischen oder für die Gesammtheit der inländischen Eisenbahnen
nach einheitlichen Grundsätzen im Verordnungswege zu regeln sind;

4. die Verhandlungen wegen Sicherstellung neuer Staats - oder Privat¬
bahnen in technischer, kommerzieller und finanzieller Beziehung einschließlich
der Vereinbarungen mit betheiligten Laudesvertrctungen , Coucessiouswerbern
und Privatintcressenten;

5 - die Verhandlungen wegen Ertheilnng von Concessionen zum Baue
und Betriebe von Privateiscnbahneu nach dem Eisenbahnconcessionsgesetze vom
14. September 1854 , R .-G .-Bl . Nr . 238 , und dem Gesetze über Bahnen
niederer Ordnung vom 31 . December 1894 , R .-G .-Bl . Nr . 2 ox 1895 , sowie
nach den hierüber künftig etwa zu erlassenden Gesetzen und Verordnungen;

6. alle Verhandlungen , welche die Übernahme bestehender oder erst her-
znstellender Eisenbahnen in das Eigenthnm oder in den Betrieb des Staates
zum Gegenstände haben , sowie die Durchführung diesfälliger Vereinbarungen-

7. die Bewilligung , respective Anordnung der Vornahme technischer Vor¬
arbeiten für neue Eisenbahnlinien und die Anordnung der Bauausführung
neuer Bahnen durch Staatsorgane;

8. die Genehmigung der generellen und Detailprojecte , dann der Be-
gehnngsoperate und der sonstigen der staatlichen Entscheidung unterliegenden
Bauoperate für neu herzustellende Staats - und Privatbahnen , sowie für Bau¬
anlagen auf den schon im Betriebe stehenden Linien , bezüglich der letztange¬
führten Bauanlagen auf Staatsbahneu jedoch nur nach Maßgabe des speciellen
Vorbehaltes für besonders hervorragende oder umfassende , sowie für militärisch
besonders wichtige Herstellungen;

9. die Fällung aller jener Entscheidungen , sowie jene Amtshandlungen,
welche nach den bestehenden allgemeinen Eisenbahngesetzen und Verordnungen
in Ansehung von Bauausführungen ausdrücklich dem Handelsministerium Vor¬
behalten sind, oder künftighin dem Eisenbahnministerium Vorbehalten werden,
hinsichtlich der Bau - und Bcnütznngsconsense auf Staatsbahnen jedoch mit
der im Z 17, Punkt 15 angeführten Einschränkung;

10 . die Genehmigung und bezüglich der Staatsbahnen die Feststellung
aller Normalconstructionen und Typen für bauliche und maschinelle Anlagen,
für Betriebsmittel sowie für mechanische und elektrische Betriebseinrichtungen,
die Genehmigung von diesfälligen Änderungen und Abweichungen , sowie der
Anwendung nener Constrnctionsprincipien;

11 . die Bewilligung zur Eröffnung des Betriebes auf neu erbauten , dem
allgemeinen Verkehre dienenden Bahnlinien , die Genehmigung oder die Be¬
stimmung bezüglich der Abänderung der Betriebsform durch Einführung des
Secundärbetriebcs oder Kleinbahnbetriebes oder desjenigen für Vollbahnen,
sowie auch die Bestimmung über die gänzliche Einstellung des Betriebes auf
einzelnen Linien;

12 . die Genehmigung der Fahrorduungen nach Maßgabe der einschlägigen
Vorschriften , und zwar bezüglich der Staatsbahnen in dem im Z 6, Punkt 21,
normierten Umfange;

13 . die Führung der Verhandlungen mit dem Rcichs -Kriegsiniuisterium
über die Erstellung der Kricgsfahrordnnngen sammt Anlagen , sowie überhaupt
über die von demselben in Bezug auf die militärische Leistungsfähigkeit dcr
Staats - und Privatbahnen gestellten Anforderungen , dann die Controle über
die Vorsorgen für Kriegszwecke;

14. alle meritorischen Entscheidungen und Genehmigungen in Ansehung
der Erstellung , Abänderung und Auslegung der Tarife und Verkehrsvorschriften
für den Personen - und Güterverkehr , und zwar ebensowohl für den Local¬
verkehr, wie für die Anschluss- und Verbandverkehre , bezüglich der Privat¬
bahnen nach Maßgabe der concessionsmäßigen Bestimmungen und der ein¬
schlägigen Vorschriften;

15. die Vorsorge für eine den gesetzlichen Anforderungen entsprechende
Handhabung der Kranken - und Unfallversicherung , sowie die diesfällige höhere
Aussicht und Überwachung , dann die Einflussnahme auf eine den Verhältnissen
entsprechende Fortbildung und Entwicklung des Versorgungswesens;

16 . die oberste einheitliche Leitung und Überwachung des Sanitäts - und
Veterinärdieustes aus den Staats - und Privalbahnen;

17. die Führung der Gesammtstatistik des inländischen Eisenbahnwesens,
sowie speciell jene der Staatseisenbahnverwaltung , die Herausgabe aller ein¬
schlägigen Publikationen , insbesondere der Jahresgeschäftsberichte für die
Staatseisenbahnverwaltung;

18 . die allgemeine staatliche Regelung des Eisenbahnfachbildungswcseus;
19 . außer den im Vorstehenden besonders ausgeführten Agenden obliegt

dem Ministerium bezüglich der Staatsbahnen und der für Rechnung des
Staates oder durch Staatsorgane für Rechnung der Coucessionärc betriebenen
Privatbahnen die Besorgung , respective oberste Leitung des Staatseisenbahn¬
dienstes , bezüglich der Privalbahnen die Oberaufsicht über den Ban und Betrieb,
dann über die societäre und finanzielle Gebarung in Gemäßheit der jeweilig
geltenden Gesetze und Verordnungen , sowie nach Maßgabe der einschlägigen
concessions - und vertragsmäßigen Bestimmungen , ferner hinsichtlich der
Staats - und Prioateisenbahnen , insbesondere auch die Handhabung der Eisen-

bahnbelriebsordnnng vom 16 . November 1851 , R .-G .-Bl . der. 1 vom
Jahre 1852;

20 . endlich obliegen dem Ministerium alle jene Verhandlungen , Ver¬
tretungen und sonstigen Agenden in Eisenbahnangelegeuheiten , welche bisher
zur Eompetenz des Handelsministeriums gehört haben.

8 6.

Dom Rüiusterium (steckest in Ansehung des 5saakseison!tahndienste8 vorbe-
hnlteno Verfügungen und lLnifchoikmngen.

In Ansehung des Staatseisenbahudienstes bleiben dem Ministerium
außer den bereits im Z 5, Punkt 1 bis 4 , daun 6 bis einschließlich 18, be¬
sonders hervorgehobenett Agenden noch die nachstehenden Verfügungen und
Entscheidungen Vorbehalten:

1. alle in Ausführung der gegenwärtigen Organisation zu erlassenden,
sowie alle sonstigen im Rahmen derselben zu treffenden organisatorischen Ver¬
fügungen , die Errichtung , Verlegung oder Auflassung aller Dienststellen (HZ 2
und 3), und zwar bezüglich der Staatsbahndirectionen unter Vorbehalt der
im Z 2 vorgeschriebenen Einvolnng der Allerhöchsten Genehmigung;

2. die einheitliche und gleichmäßige , grundsätzliche Regelung des Dienstes
innerhalb des gesammleu Dienstbereiches der Staatseisenbahnvcrwaltung ; die
Feststellung , Abänderung und Aufhebung aller Dienstinstrnctionen , Normalien,
Bedüignisse und sonstigen grundsätzlichen Bestimmungen , insbesondere auch
aller die Rechte und Pflichten , sowie die Bezüge des Personales regelnden
Normen , daun der Reglements und Statuten aller un Bereiche der Staats¬
eisenbahnverwaltung bestehenden oder noch zu errichtenden Alters - und Jn-
vallditätsversorgungsinstitute und sonstigen Hnmamtätsanstalten;

3 . die grundsätzliche Regelung der Beziehungen der Staatseisenbahn¬
verwaltung und ihrer Organe zu anderen staatlichen Verwaltnngszwcigen,
insbesondere zur Militärverwaltung , zur Post - und Telegraphenverwaltung,
zur Polizeiverwaltung und zur Finauzverwaltnng , und zwar im Einvernehmen
mit den betreffenden obersten Centralstellen , sowie die Überwachung der genauen
Einhaltung der diesbezüglich bestehenden Vorschriften und getroffenen Verein¬
barungen;

4 . die Erledigung aller Angelegenheiten , welche das Staatseisenbahnnetz
als Ganzes oder doch größere , mehrere Directionsbezirke umfassende Theile
desselben betreffen , sofern die bezüglichen Verwaltungsgeschäfte nicht aus¬
drücklich entweder den betheiligten Staatsbahndirectionen zur selbständigen
Erledigung im gegenseitigen Einvernehmen oder einer einzelnen Staatsbahn-
direction zur einheitlichen Besorgung , sei es für das gesammte Staatsbahnnetz,
sei es für einen entsprechend größeren Theil desselben überwiesen werden
(vgl . tz 17) ;

5 . die Systemisierung des Personalstandes aller dem Ministerium unter¬
stehenden Dienststellen der Staatseisenbahnverwaltung , die Aufstellung und
Führung des Persoualstatus , sowie die Ranglisten für alle Beamten;

6. die Aufnahme von Beamten aller Dienstclassen , die Beförderung
aller Beamten , daun die Versetzung und Dienstesenthebung (Versetzung in den
Ruhestand ) aller Beamten mit Ausnahme jener der drei untersten Dienst¬
classen. ferner in letzterem Umfange auch die Besetzung der Beaintenposten,
endlich alle Versetzungen von Beamten ans einem Directionsbezirke in den
anderen , sowie von und zu den selbständigen Bauleitungen ; bezüglich der¬
jenigen Beamten , auf welche das Gesetz vom 15 . April 1873 , R .-G .-Bl.
Nr . 47 , Anwendung findet , haben in allen diesen Richtungen die Bestimmungen
des allgemeinen Wirkungskreises der Ministerien zu gelten;

7. die Bewilligung aller wie immer Namen habenden Zulagen an
Beamte , sowie aller nicht schon in den bestehenden Vorschriften begründeten
Zulagen an andere Bedienstete , ferner die Bew lligung von Remunerationen
und Unterstützungen , soweit sie im Laufe eines Rechnungsjahres den Betrag
von 100 fl. für eine und dieselbe Person übersteigen , endlich sonstige Ange¬
legenheiten des Personales nach Maßgabe des ausdrücklichen Vorbehaltes m
den besonderen Personalvorschriften und Hnmanitätsfondsstatuten;

8 . die Bewilligung aller einmaligen oder dauernden Gnadengaben aus
den Mitteln der Slaatscisenbahuverwaltung oder der derselben zur Verfügung
stehenden Fonde an außerhalb des acliven Dienstverbandes stehende Personen,
soweit nicht seitens des Ministeriums in dieser Richtung den Staatsvahn-
directionen besondere Ermächtigungen ertheilt werden;

9. die Genehmigung der Eintheilnng der bahuärztlichen Bezirke und der
für dieselben giltigen bahnärztlichen Honorare , sowie die Ernennung der den
Staatsbahndirectionen beizugebcnden Sanitätsconsulemeu;

10. die Erstellung des ordentlichen und außerordentlichen Jahreserforder¬
nisses (Budget ) der Staatseisenbahnverwaltung auf Grund der von den unter¬
stehenden Turectionen je für ihren Amtsbereich ausgestellten , dem Ministerium
zur Genehmigung vorgelcgten Theilbudgets ; in gleicher Weise auch die Auf¬
stellung der Hauptrechuungsabschlüsse;

11. die Hinansgabe der der Staatseisenbahnverwaltung auf Grund des
jeweiligen Finanzgesetzes zur Verfügung stehenden Ordinariat - und Extra-
ordinarialcredite an die unterstehenden Directionen , sowie der gesetzlich ge¬
nehmigten Baucrcdite an dieselben und beziehungsweise an die Bauleitungen;
dann die Genehmigung der Detailverwendungsprogramme für die im
Ordinarium für Umstaltungsarbeiten , sowie für alle im Extraordinarinm vor¬
gesehenen Credite ; die Bestimmung des Verhältnisses , nach welchem die Kosten
der Centralleitung des Staatseisenbahnbetriebes und des Staatseisenbahnbaues
auf die einzelnen Linien auszutheileii sind;

12 . die Bewilligung aller Auslagen , welche im Finanzgesetze nicht vor¬
gesehen sind, somit keine budgetmäßige Bedeckung haben oder eine Über¬
schreitung der bewilligten Credite erheischen, die Bewilligung von Nachtrags-
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crediten , von Virements , sowie der etwaigen Verwendung von Extraordinarial-
crediten in dringenden Fällen noch vor verfassungsmäßiger Erledigung des
Budgets , und zwar unter Beachtung der Einholung der eventuell nöthigen
verfassungsmäßigen Genehmigung;

13. alle Verfügungen über das Eigenthum der Staatsbahneu oder über
die bei der Staatseiscnbahuverwaltuug verwalteten Fondc , insoweit diese Ver¬
fügungen die gewöhnliche Gebarung überschreiten oder eine Abtretung oder
Belastung derselben bezwecken, daher auch, und zwar unter Einhaltung der
diesfalls mit der Fiuanzverwaltung vereinbarten Directiven , alle Verkäufe von
Grund und Boden , soweit dieselben nicht bei dem Baue neuer Bahnlinien noch
vor der Eröffnung der definitiven Einlage des Eisenbahnbuches oder , wenn der
Abschluss der Baurechnung früher erfolgt , vor dem Abschlüsse der letzteren
Vorkommen;

14 . die Nachsicht, beziehungsweise Abschreibuugsbewilliguug in Ansehung
von Rechnungsmängeln oder uneinbringlichen Forderungen , dann von Ver¬
lusten an Materialien oder Jnventargegenstünden , sofern der Geldwert im
einzelnen Falle den Betrag von 500 fl. und in demselben Jahre innerhalb
eines Directionsbezirkes denjenigen von 5000 fl. übersteigt;

15. die Genehmigung von Vergleichen über gegen die Staatseisenbahn¬
verwaltung oder von derselben erhobene , wie immer Namen habende Ansprüche,
sofern die Vergleichssumme bei einmaliger Vergütung den Betrag von 5000 fl.
und bei Vereinbarung einer fortlaufenden Leistung denjenigen von jährlich
500 fl. übersteigt;

16 . die (Genehmigung der Gewährung freiwilliger Spenden und Beiträge
aus Mitteln der Staatseisenbahnverwaltung zu fremden , wohlthätigen oder
öffentlichen Zwecken, soweit nicht seitens des Ministeriums den Staatsbahn-
directionen für bestimmte solche Zwecke Credite zugewiescn werden , ferner die
Bestimmung über die Betheiligung der Staatseisenbahnverwaltung an öffent¬
lichen Cougressen , Ausstellungen rc. ;

17 . die Vergebung der Bauarbeiten für neue Bahnlinien , sowie nach
Maßgabe des speciellcn Vorbehaltes im einzelnen Falle auch für andere , be
sonders hervorragende oder umfassende Bauanlagen auf den schon im Betriebe
stehenden Bahnlinien , sowie überhaupt die Genehmigung von Ban - und
Lieferungsvergebungen oder von sonstigen Verträgen über einmalige Leistungen,
sofern — bei Bauten jedes Los für sich gerechnet — die Vertragssumme bei
allgemeiner öffentlicher Concurrenz und Zuschlag an den Bestbietcr den Betrag
von 150 .000 fl. und anderenfalls denjenigen von 50 .000 fl. übersteigt ; in
Ansehung jener Bauten , deren Vergebung mit Genehmigung des Ministeriums
erfolgte , sodann auch die Genehmigung der Schlussabrechnung mit den Bau¬
unternehmern;

18 . die Genehmigung von Bestaudve . trügen oder sonstigen Verträgen
über wiederkehrende Leistungen , sofern der Bestandzins oder die sonstige wieder-
kehreude Leistung den jährlichen Betrag von 1000 fl. üoerstcigt oder bei einer
solchen Leistung von mindestens jährlich 100 fl. der Vertrag auf eine feste
Dauer von mehr als einem Jahre abgeschlossen werden soll ; die Genehmigung
der Auflassung von Bestaudzinsen im Betrage von mehr als 100 fl. ;

19 . die Bewilligung der Vornahme von Eisenbahntraeierungen und
sonstigen Vorarbeiten für Eisenbahuprojecte auf Rechnung Dritter , sowie der
vorschussweisen Bestreitung diesfälliger Auslagen , ferncrs die Gestattung der
Übernahme von Bahnbauten seitens der Staatsbahnverwaltung für fremde
Rechnung und die Genehmigung der diesfülligen Bauverträge , sowie die oberste
Leitung und Beaufsichtigung solcher Bauführnngen nach den für Staatsbahn¬
bauten giltigen Normen;

20 . die Vereinbarungen über die Zulassung der Staatseisenbahn-
verwallung zum Mitbetriebe auf fremden Bahnstrecken , oder umgekehrt über
diejenige fremder Bahnverwaltungen zum Betriebe oder Mitbetriebe aus den
im Staatsbetriebe stehenden Bahnlinien , ferner die Genehmigung aller Ver¬
träge mit den Verwaltungen von Eisenbahnunternehmungen oder anderen
Vcrkehrsaustalieu über den Anschluss des Verkehres und über die Bedingungen
dieses Anschlusses oder über die Modalitäten der etwa von der Staatseisen¬
bahnverwaltung für dieselben ganz zu übernehmenden Betriebsführung;

21 . die Genehmigung der Grundzüge für die zu Beginn jeder Winter-
und Sommerperiode zu veröffentlichenden Fahrpläne für den Personenverkehr,
insbesondere die Genehmigung der Einführung , Abänderung oder Auflassung
aller Schnellzüge und aller dem Personen - und Postverkehre dienenden Züge
und Schifsseurse , mit Ausnahme der dem reinen Localverkehre eines und des¬
selben Directionsbezirkes dienenden Personenzüge , feruers die Festsetzung
grundsätzlicher Bestimmungen für den Güterzugsverkehr;

22 . die Beschaffung der Fahrbetriebsmittel für das Gesammtnetz , die
Genehmigung der Entlehnung fremder Fahrbetriebsmittel , sowie der Ein¬
stellung solcher in den Fahrpark der österreichischen Staatsbahneu;

23 . die Evidenz des gesummten Fahrparkes des unterstehenden Bahn¬
netzes, die Vertheilung desselben auf bestimmte Bahngebiete und beziehungs¬
weise auf die einzelnen Directionsbezirke , sowie die oberste ausgleichende
Disposition insbesondere über den Wagenpark;

24 . die Bewilligung aller Fahrbegünstignngen , sowie aller Fracht¬
ermäßigungen und sonstigen Zugeständnisse tarifaruscher Natur im Güter¬
verkehre , soweit diese Bewilligung nicht in den besonderen Vorschriften aus¬
drücklich den untergeordneten Dienststellen überlassen ist, sowie ferner mit
Ausnahme der in Gemäßheit der besonderen Instructionen von den Direktionen
zu gewährenden Ermäßigung der bloß localen Nebengebüren , als der Anf-
und Ablegegebür , Auf - und Abladegebür , Überladegebür , H^ ekrahngebür,
Waggebür , Lagergeld , Wagenverzögerungsgebür u. dgl . ;

25 . die Vereinbarungen mit anderen in - und ausländischen Verkehrs-
unteruehmungen über die Anschluss - und Verbandverkehre einfchließlicy der
Vcrkehrstheiluugen , dann über die Regelung des Transport - und Reclamations-
dienstcs , sowie über die Einuahmeverrechnuug und den Saldieruugsdienst;

26 . die Errichtung und Auflassung commerzieller Agenturen;
27 . die Genehmigung der Ergreifung von Ministcrialrecursen , sowie die

Beschwcrdeführuug an den Verwaltuugsgerichtshof oder an das Reichsgericht
in Sachen der Staatseisenbahnverwaltung;

28 . die Überwachung des gesammten Dienstes in allen seinen Zweigen
und bezüglich aller Dienststellen der Staatseisenbahuverwallnug.

Dem Eisenbahuministerium bleibt es jederzeit unbenommen , auch noch
andere als die vorstehend angeführten Angelegenheiten , sei es bleibend seinem
vorbehaltenen Wirkungskreise einzuverleiben , sei es , soweit nicht der vorgc-
schriebene Justanzenzug alteriert wird , im einzelnen Falle aus besonderen
Gründen seiner Würdigung und Entscheidung zu unterziehen , sowie auch
umgekehrt einzelne der vorstehend aufgezählten Angelegenheiten , sofern sie sich
ihrer Natur nach überhaupt hiezu eignen , in widerruflicher Weise den unter¬
geordneten Staatsbahndirectionen und beziehungsweise Eiseubahnbauleitungen
zur selbständigen Erledigung im Namen des Ministeriums zu übertragen.

8 7.
Refchwordezng »» da? Rttiüstrwinm in Angelegenheiten der 8taatseisenlmhn-

uerronllnng.
Das Eisenbahuministerium entscheidet über alle Beschwerden g gen die

von den ihm unterstehenden Staatsbahudirectionen und Eisenbahnbauleitnugen
in ihrem eigenen Wirkungskreise getroffenen Entscheidungen und erlassenen
Verfügungen.

solche Beschwerden find , soweit nicht besondere Vorschriften für bestimmte
Fälle ausdrücklich ein Anderes fcstsetzen, innerhalb längstens vier Wochen vom
Tage der Zustellung der auzufechtenden Verfügung an einznbringen.

8 8.
Hilsriorgane de5 iMinisterinms.

a) W k. Heneraluissmcti'o» der österreichischen Eisenbahnen.
Die Aufsicht und Coutrole Uber den Banzustaud und den Betrieb der

dem öffentlichen Verkehre übergebenen Staats - wie Privateisenbahueu zur
Handhabung der Ordnung und Sicherheit (vgl . Z 5, Punkt 19) erfolgt im
Sinne der bestehenden Gesetze und Verordnungen und insbesondere im Sinne
der Bestimmungen der Eisenbahnbetriebsordnung vom 16. November 1851,
R .-G .-Bl . Nr . 1 vom Jahre 1852 , durch eine dein Eisenbahuministerium
unmittelbar unterstehende Dienststelle , welche die Bezeichnung „ k. k. General-
inspection der österreichischen Eisenbahnen" (Eiscnbahuaufsichts-
behörde ) führt.

Insoweit in bestehenden Vorschriften gewisse Amtshandlungen der
Generaliuspection (Aufsichtsbehörde ) zugewiesen sind, bleibt es dem Eisenbahn-
ininisteriuin Vorbehalten , diese Amtshandlungen auch durch seine eigenen Organe
oder durch Organe anderer ihm unterstehenden Dienststellen besorgen zn lassen.

Dem Vorstande der Gencralinspection , der den Titel „ Generalinspector
der österreichischen Eisenbahnen " führt , wird das zur Besorgung des Über¬
wachungsdienstes erforderliche Personale beigegeben.

Die näheren Bestimmungen über den Wirkungskreis und die Obliegen¬
heiten der Generaliuspection , sowie über die Geschäftseintheilnng bei derselben
werden durch eine für die genannte Dienststelle vom Eisenbahnminisürium zn
erlassende besondere Dienstinstructivn getroffen.

8 9.
b) R k. Leiüraümigeitdirigterungsaml der österreichische». Slaalsliahne ».

Die dem Eisenbahuministerium im Z 6, Punkt 23 , mitvorbehaltene Evidenz
und oberste einheitliche Disposition über den gesammten Wagenpark der öster¬
reichischen Staatsbahneu wird durch eine dem Ministerium unmittelbar unter¬
stehende, als einheitliches Epecntivorgan desselben fungierende , selbständige
Hilfsstelle besorgt , welche die Bezeichnung : „ k. k. Central wagen dirigie¬
rt ! ngs amt der österreichischen Staatsbahnen"  erhält und von einem
Vorstande geleitet wird , der den Titel „Director " des genannten Amtes führt.

Das Centralwagendirigiernngsamt hat nach den unmittelbaren Aufträgen
des Ministeriums und unter Überwachung desselben insbesondere die Evidenz
des gesammten Wagenparkes der Staatseisenbahnverwaltung einschließlich der
Lademittel und Wagencinrichtnngen , die Vertheilung desselben an bestimmte
Bahngebiete und beziehungsweise an die einzelnen Slaatsbahndirectionsbezirke,
die tägliche Ausgleichung der in diesen Bezirken sich ergebenden Überschüsse
und Abgänge an Wagen , Lademitteln und Wageneinrichtungen und die sonstigen
zur einheitlichen Leitung und Überwachung des Wagendirigiernngsdieustes ge¬
hörigen Geschäfte, die Abrechnung der Wagen im Verkehre mit fremden
Bahnen und mit den Parteien , sowie endlich die Zusammenstellung der Gesamint-
statistik Uber die Leistung der Wagen zu besorgen.

8 w.
Hcschtistserl'edlgtmg im Emvernehmt ;» mit ander «;» Rliinlterie ».

Bezüglich jener in den §§ 5 bis 7 genannten Angelegenheiten , welche
zugleich den Wirkungskreis anderer Ministerien berühren , hat das Eisenbahn-
ministerinm vor der Erledigung des Gegenstandes das Einvernehmen mit den
betheiligten anderen Ministerien zu Pflegen.

Insbesondere ist bezüglich aller Eisenbahnangelegenheiten von größerer
finanzieller Tragweite , namentlich solcher, welche auf Sie Aufstellung des Staats¬
voranschlages einen erheblichen Einfluss zu üben geeignet sind oder eine dauernde
Belastung des Staatsvermögens bezwecken, nach den hiefür bestehenden Einzel-
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bestimmungen das vorherige Einvernehmen mit dem Finanzministerium , ferner
in allen wichtigeren Fragen der Dienstesorganisation der Staatseisenbahn¬
verwaltung , sowie in allen Fragen des Eisenbahnwesens , welche die militärische
Benützbarkeit der Eisenbahnen betreffen oder sonst die militärischen Interessen
berühren , das vorherige Einvernehmen mit dem Reichs -Kriegsministerium und,
soweit es sich um die Sicherstellung oder Concessioniernng neuer Eisenbahn¬
linien handelt , auch mit dem Handelsministerium , endlich in allen Angelegen¬
heiten , insbesondere in Tariffragen , welche für Handel und Gewerbe , sowie
für die Landeskultur von Wichtigkeit sind , das Einvernehmen mit dem letzt¬
genannten Ministerium , beziehungsweise mit dem Ackerbanministerinm zu pflegen.

8 ii-

Stanlseiscnhcihnralh.

Zur Begutachtung allgemeiner volkswirtschaftlicher Fragen im Bereiche
des E -senbahnverkehrswesens wird dem Eisenbahnministerium ein „ Staats-
eisenbahnrath " beigegeben.

Bei eintretendem Bedürfnisse können zur Begutachtung solcher Fragen
auch den staatsbahndirectionen für deren Bezirke Beiräthe beigegeben werden.

Die näheren Bestimmungen über die Zusammensetzung und Wirksamkeit
des Staatseisenbahnrathes , sowie der vorgedachten Beiräthe ' bleiben der . Rege¬
lung durch besondere Statuten Vorbehalten.

III. Die Sttuüsbnhlldireetionm.
8 12.

Aufgabe und Stellung der Staatsbahndireetionen im allgemeinen.
Den Staatsbahndirectionen obliegt unter der oberen Leitung des Eisen-

bahnministerinms und auf Grund der von demselben ergehenden Weisungen
die örtliche Verwaltung aller zu ihrem Bezirke gehörenden Bahnstrecken.

Die Staatsbahndirectionen sind für die ' Sicherheit und Ordnung des
Betriebes in ihrem Bezirke im Sinne der Eisenbahnbetriebsordnung vom
16 . November 1851 , R .- G .- Bl . Nr . 1 ox 1852 , verantwortlich . Sie verkehren
in allen ihrem Wirkungskreise zugewiesenen Angelegenheiten unmittelbar mit
den hiezu berufenen Militär - und Civilbehörden mit Ausnahme der obersten
Centralstellen , sofern nicht nach Maßgabe dieses Statutes oder nach den
speciellen Anordnungen ein solcher Verkehr auch mit letzteren vorgesehen ist.

Den Anforderungen der instradierenden Militärbehörden wegen Beförde¬
rung von Truppen und Heereserfordernissen haben die Staatsbahndirectionen
innerhalb des eigenen Bezirkes unbedingt zu entsprechen und nötigenfalls die
hiezu erforderlichen Transportmittel zu reclamicren.

Insoweit die ^Militärtransporte die Grenzen des eigenen Bezirkes über¬
schreiten , hat die Staatsbahndirection , an welche die instradierende Militär¬
behörde , sich gewendet hat . im Einvernehmen mit den berührten Nachbarbezirken
wegen Übernahme und Weiterbeförderung des Militärtransportes bis zum
Bestimmungsorte das Geeignete einzuleiten.

8 13.
grundsätzliche Bestimmungen silier die Dienstesorganisatian llei dm Staats-

bahndirectionen.

Jede Staatsbahndirection bildet für die Hauptdienstzweige des Eisenbahn¬
betriebsdienstes (Bahnerhaltung , Verkehr und Zugförderung ), sowie für die
Bauverwaltnng , die Werkstätten - und Materialverwaltung , dann für die all¬
gemeinen administrativen , kommerziellen und finanziellen , beziehungsweise
Rechnnngsangelegenheiten eine einheitliche Dienststelle.

Derselben sind die im Z 3 genannten , als unterste Dienststellen des
localen Betriebsdienstes fungierenden Organe untergeordnet.

Zu ihrer Unterstützung in der unmittelbaren Überwachung der eben
erwähnten untersten Dienststellen des localen Betriebsdienstes werden den
Staatsbahndirectionen nach Bedürfnis , als integrierende Theile der Direktionen
selbst , besondere Controlorgane für bestimmte Amtsrayons beigegeben , welchen
außerdem , ebenso wie den im Z 3, lit . d , genannten Bahnbetriebsämtern mit
Genehmigung des Vorgesetzten Ministeriums zur Enilastung der Direction eine
Reihe minder wichtiger , rein laufender interner Verwaltungsgeschäfte zur selb¬
ständigen Besorgung , sowie auch mit Ausschluss eines jeden förmlichen Ent¬
scheidungsrechtes ein vermittelnder Berühr mit dem Publicum überlassen
werden kann.

^Zur Vollziehung der Geldanweisungen der Staatsbahndirectionen und
als Sammelstelle für die Einnahmeabfuhren der Stationen wird am Sitze
jeder Staatsbahndirection eine eigene Directionscassa ausgestellt.

8 14.
Leitung und gliederung der Siaatsliahndirectionen.

Jede Staatsbahndirection wird von einem Vorstande geleitet , welcher
den Titel „ k. k. Staatsbahndirector " führt und in der V . oder VI . Rangclasse
der Staatsbeamten steht . Derselbe ist für die gesammte Geschäftsführung , ins¬
besondere für die Sicherheit , Ordnung und Regelmäßigkeit des Betriebes
innerhalb seines Directionsbezirkes verantwortlich.

Dem Staatsbahndirector werden nach Bedarf je ein administrativ und
ein technisch vorgebildeter Stellvertreter beigegeben.

Bei Anwesenheit des Staatsbahndirectors sind die Stellvertreter ver¬
pflichtet , denselben bei Bewältigung seiner Aufgaben thatkräftigst zu unterstützen
und ihm insbesondere in allen wichtigeren Fragen der ihnen unterstellten Dienst¬
zweige mit ihrem fachlichen Nathe zur Seite zu stehen.

Den Stellvertretern können über Bestimmung des Staatsbahndirectors
zu seiner Entlastung ihm vorbehaltene Angelegenheiten von minderem Belange
ein - für allemal zur selbständigen Erledigung übertragen werden . Im Falle
der Abwesenheit oder Behinderung des Staatsbahndirectors geht die Leitung
der Geschäfte an seinen Stellvertreter , beziehungsweise bei Vorhandensein von
zwei Stellvertretern an den rangsälteren derselben mit den dem Direktor vor¬
behaltenen Befugnissen über.

Zur unmittelbaren Wahrnehmung der nach einzelnen Dienstzweigen
znsammengesassten Geschäfte werden weiters jeder Staatsbahndirection eine
Anzahl von Referenten und das erforderliche Hilfspersonale beigegeben.

Den Referenten obliegt die unmittelbare Wahrnebmung der Geschäfte
des ihnen unterstellten Dienstzweiges , wie auch die stete Überwachung der für
denselben bestehenden unteren Dienststellen und namentlich die fortgesetzte Sorge
in der Richtung , dass der Dienst in dem betreffenden Dienstzweige in Gemäßheit
der einschlägigen Dienstvorschriften gehandhabt werde und jederzeit den fach¬
lichen Anforderungen genügeleiste.

Denselben können von dem Staatsbahndirector gewisse untergeordnetere
Geschäfte ein - für allemal zur selbständigen Erledigung übertragen werden.

Sämmtliche Organe der Staatsbahndirection haben den Dienst innerhalb
der bestehenden Vorschriften nach den vom Director ertheilten Weisungen zu
führen und sind demselben für ihre Dienstleistung verantwortlich.

Zur Regelung der internen Dienstesansübnng bei den Staatsbahn¬
directionen wird vom Eisenbahnministerium eine einheitliche „ Geschäftsordnung"
erlassen.

8 15-
Persönliche üsiliegenheilen des Staalssiahndirectors.

Dem Staatsbahndirector obliegt persönlich die Ausführung der höheren
Anordnungen zu veranlassen und zu überwachen , die ihm unterstehenden Organe
zur Erfüllung ihrer Obliegenheiten anzuhalten und für deren gedeihliches
Zusammenwirken , wie auch für die thnnlichst ökonomische Gebarung Sorge
zu tragen.

Er hat das Geschäftsergebnis des Bezirkes sorgsam zu beachten und auf
die Verbesserung desselben , sowie der Betriebsführung überhaupt durch geeignete
Maßnahmen innerhalb seines Wirkungskreises und durch Antragstellung bei
dem Vorgesetzten Ministerium hinzuwirken . Er hat ferner den commerziellen
Bedürfnissen des Bezirkes eine besondere Aufmerksamkeit znzuwenden und sich
hienach ergebende Anträge an das Ministerium unter eingehender Darlegung
der speciellen Verhältnisse zu stellen.

Bei Gefahr im Verzüge ist der Staatsbahndirector berechtigt und ver¬
pflichtet , auch in Angelegenheiten , welche seinen Wirkungskreis überschreiten,
die erforderlichen Verfügungen zn treffen ; behufs nachträglicher Genehmigung
derselben hat er aber sofort dem Vorgesetzten Ministerium Bericht zn erstatten.

8 16-
Rechtliche Vertretung der SkaalseilensiahnnermnUung durch die Stuatssinhu-

directioueu.

Die Staatsbahndirectionen vertreten innerhalb ihres Geschästsbezirkes in
allen ihrer Compctenz Angehörigen Angelegenheiten die Staatseisenbahn-
Verwaltung selbständig , so dass sie auch ohne besonderen höheren Auftrag
durch ihre Rechtshandlungen , Verträge , Processe , Vergleiche rc . für dieselbe
Rechte erwerben und Verpflichtungen übernehmen.

Für die Verbindlichkeit der von der Staatsbahndirection abzugebenden
schriftlichen Erklärungen genügt die Unterschrift des Direktors oder für denselben
diejenige eines seiner Stellvertreter oder eines der Referenten der Staatsbahn¬
direction.

8 17-
Mirkungskreis der SkucUshcthndirectionen.

Den Staatsbahndirectionen obliegt innerhalb ihres Geschästsbezirkes die
Erledigung aller Geschäfte der Eisenbahnbau - und Betriebsverwaltung , soweit
dieselben nicht dem Vorgesetzten Ministerium Vorbehalten oder besonderen,
dem letzteren unmittelbar unterstellten Eisenbahnbauleitnngen zngewiesen sind.

Der Wirkungskreis der Staatsbahndirectionen umfasst sonach insbe¬
sondere auch:

1 . Die Regelung des Dienstes in allen seinen Zweigen innerhalb des
ganzen Directionsbezirkes im Rahmen und in Ausführung der vom Ministerium
erlassenen einheitlichen Instructionen und Dienstvorschriften und die Sorge für
eine richtige und gleichmäßige Anwendung derselben;

2 . die Neuaufnahme von Beamten in den zwei untersten Dienstclassen
unter den vom Eisenbahnministerinm hinauszugebenden Bestimmungen , die
Versetzung und Dienstcsenthebnng (Versetzung in den Ruhestand ) von Beamten
der drei untersten Dienstclassen , in letzterem Umfange auch die Besetzung von
Beamtenposten , ferner die Aufnahme (Anstellung ) , Beförderung (Vorrückung ) ,
Versetzung und Dienstcsenthebnng (Versetzung in den Ruhestand , Kündigung)
aller Ünterbeamten und Diener einschließlich der Wächter , dann des von Fall
zu Fall nothwendig werdenden Aushilfspersonales innerhalb der bestehenden
Systemifiernng und genehmigten Präliminarien unter genauer Einhaltung der
hiefür bestt henden Directiven , insbesondere der für die Aufnahme in den Dienst
ausgestellten allgemeinen und besonderen Bedingungen , dann der Prüfungs¬
und Beförderungsvorschriften;

3 . die Disciplinarbehandlung des gesammten unterstehenden Personales;
4 . die Bewilligung von Zulagen an Unterbeamte und Diener , soweit

solche Zulagen in den bestehenden Vorschriften ihre Begründung finden , sowie
von Remunerationen und Unterstützungen an die unterstehenden Bediensteten
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bis znm Betrage von 100 fl . an ein nnd dieselbe Person innerhalb eines nnd
desselben Rechnungsjahres;

5 . die Erledigung der sonstigen dienstlichen Angelegenheiten des unter¬
stehenden Personales , soweit dieselben nicht gemäß der gegenwärtigen Organi¬
sation oder nach dem Inhalte der bestehenden Personalvorschriften ausdrücklich
entweder dem Vorgesetzten Ministerium Vorbehalten oder den unmittelbaren
Dienstvorständen überlassen sind;

6 . die administrativen nnd finanziellen Angelegenheiten der für das
Personale bestehenden Alters - nnd Jnvaliditätsversorgnngsinstitute und sonstigen
Humanitätsanstalten , soweit dieselben nicht gemäß der gegenwärtigen Organi¬
sation oder nach dem Inhalte der betreffenden Statuten ausdrücklich dem Vor¬
gesetzten Ministerium Vorbehalten sind;

7 . die Angelegenheiten der gesetzlichen Kranken - nnd Unfallversicherung
für das unterstehende Personale;

8 . die unmittelbare Leitung des Sanitätsdienstes , insbesondere auch die
Autragstellung bezüglich der Eimheilnng der bahnärztlichen Bezirke nnd der
für dieselben zu gewährenden bahnärztlichen Honorare , die Ernennung und
Kündigung der Bahnärzte;

9 . alle Steuer - und Gebürenangelegenheiten , sowie die Angelegenheiten
der Brandschaden - nnd Haftpflichtversicherung;

10 . der Abschluss von Vergleichen über gegen die Staatseisenbahn-
verwaltnng oder von derselben erhobene , wie immer Namen habende Ansprüche,
sofern die Vergleichssumme bei einmaliger Vergütung den Betrag von 5000 sl.
und bei Vereinbarung einer fortlaufenden Leistung diejenige von 500 fl . nicht
übersteigt , sowie die Äntragstellung bei höheren Beträgen;

11 . die Durchführung der Grnndeinlösungen und der damit zusammen¬
hängenden Geschäfte , die Evidenz des Grnndeigenthums und sonstigen Immo¬
biliarbesitzes , einschließlich der Führung der Gebändegrundbücher nnd Plan¬
evidenzen;

12 . der Abschluss von Bestandverträgen oder sonstigen Vertrügen über
wiederkehrende Leistungen mit Ausnahme der Entlehnung von ^ ahrbetriebs-
mitteln , sofern der Bestandzins oder die sonstige wiederkehrende Leistung den
jährlichen Betrag von 100 fl . nicht übersteigtj oder sofern bei höheren Be¬
trägen bis 1000 fl . der Vertrag nicht ans eine ein Jahr überschreitende feste
Dauer abgeschlossen werden soll , endlich der Nachlass von Pachtzinsen bis zum
Betrage von 100 sl. ; die Antragstellung an das Ministerium in Fällen , wo
obige Ziffergrenzen überschritten werden sollen;

13 . die Erstellung der Ausgabenpräliminarien für den eigenen Bezirk
und deren Vorlage an das Ministerium ; die Evidenz und selbständige Ver¬
waltung der den Directionen auf G >und des Fmanzgesetzes zugewiesenen
Credite , und zwar speciell bezüglich der im Ordinarium für Umstaltungsbauten,
sowie aller im Eptraordinarinm vorgesehenen Credite auf Grund der vom
Ministerium genehmigten Detailverwendungs - und Arbcitsprogramme ; die
Rechnungslegung über alle den Directionen zugewiesenen Credite , beziehungs¬
weise über die gestimmten Ausgaben des eigenen Bezirkes , die drrecte Vorlage
der betreffenden Gebaruugsansweise und Rechnungsabschlüsse an den Obersten
Rechnungshof und deren Vertretung vor dem letzteren , sowie vor dem Vor¬
gesetzten Ministerium;

14 . die Feststellung der Projecte für alle Bauaulagen ans den Linien des
eigenen Bezirkes , bezüglich deren nicht dem Ministerium gemäß der Bestim¬
mungen des Z 5 der gegenwärtigen Organisation die Genehmigung Vorbehalten
ist , und die Einleitung der politischen Begehungscommissionen;

15 . die selbständige Vergebung aller Bauarbeiten längs der Linien des
eigenen Bezirkes , für welche nicht selbständige Bauleitungen ausgestellt wurden
und bezüglich deren sich das Eisenbahnmiuisterinm nicht die Banvergebung im
einzelnen Falle ausdrücklich Vorbehalten hat , innerhalb der im Z 6 , Punkt 17,
angegebenen Zissergrenzen und die Antragstellnng an das Ministerium bei
Überschreitung dieser Grenzen ; die Ertheilung des Bauconseuses bezüglich
derselben Bauten im Namen des Ministeriums , sofern bei der politischen
Begehuugsccmmission von Seite der interessierten Parteien keine Einwendung
gegen das Project erhoben wurde und sodann bezüglich der den Projecten
entsprechenden Herstellungen in gleicher Weise auch die Ertheilung des Benützungs-
consenses , endlich die weitere Durchführung aller Bauten innerhalb des eigenen
Bezirkes , für welche nicht selbständige Bauleitungen ansgestellt sind , vorbehaltlich
der Einholung der Genehmigung des Ministeriums für die Schlussabrechnung
mit den Bauunternehmern bezüglich jener Bauten , welche mit Genehmigung
des Ministeriums vergeben worden sind;

16 . die Vorverhandlungen mit den Unternehmungen fremder , im An¬
schlüsse an Strecken der österreichischen Staatsbahuen zu erbauenden Eisen¬
bahnen über den Anschluss des Verkehres und die Bedingungen dieses An¬
schlusses , sowie die Theilnahme an den bezüglichen Commissionen , desgleichen
die Verhandlungen über die Modalitäten der allenfalls von der Staatsersen-
bahnverwaltnng zu übernehmenden Betriebsführung , vorbehaltlich der Ge¬
nehmigung der diesfälligen Vereinbarungen durch das Ministerium , der Ab¬
schluss von Verträgen über an die Staatsbahnstrecken anschließende Schlepp¬
kähnen und Jndustriegeleise nach den hiefür vom Ministerium erlassenen ein¬
heitlichen Directiven , endlich die Durchführung aller über die Betriebvsühnuig
bestimmter Bahnstrecken nnd Stationen bestehenden Verträge;

17 . die Sorge für die rechtzeitige Vornahme aller für die Betriebs-
sührung erforderlichen dienstlichen Verfügungen ans Anlass der Eröffnung
neuer Linien , sowie derjenigen - von Stationen nnd Haltestellen;

18 . die Handhabung der Bahnpolizei;
19 . die Genehmigung von Bauten fremder Parteien ans Bahngruud,

beziehungsweise im Bahurahon .^ sowie die Gestattung von Privatbanken an der
Bahn nnd in der Nähe von Bahnhöfen;

20 . die Bestimmung der Bahn - lJmprägnierungs -, Brücken - )meisterstrecken,
sowie der Wächterdiensteintheilung;

21 . die Autragstellung an das Ministerium bezüglich der Grnndzüge für
die zu Beginn jeder Winter - und Sommerperiode zu veröffentlichenden Fahr¬
pläne für den Personenverkehr , die Erstellung der Fahrordnuugen für den
Personenverkehr innerhalb des Rahmens der vom Ministerium genehmigten
Grundzüge , insbesondere die Einführung , Abänderung oder Auflassung der¬
bem reinen Localverkehre des eigenen Bezirkes dienenden Personeuzüge ; die
Festsetzung und Abänderung der Fahrordnuug für die fahrplanmäßigen Güter¬
züge auf Grund der vom Ministerium für den Güterzngsverkehr erlassenen
grundsätzlichen Bestimmungen , sowie für alle fallweise in Verkehr zu setzenden
Scparatzügc , die Einleitung sämmtlicher Züge einschließlich der Militärzüge,
soivie die Überwachung des gesammten Zngsverkehres;

22 . die Evidenz nnd Verfügung über den Maschinen - und Wagenpark
innerhalb des Directionsbezirkes / die Antragstellnng an das Ministerium auf
eine etwa erforderliche Vermehrung oder Veränderung des Fahrparkes , die
Evidenz über die Reservcbestandtheile und die Führung der Statistik über die
Achs - nnd Radbrüche;

23 . die Beschaffung des jährlichen Bedarfes an Bau - und Betriebs-
matcrialien , dann aller mechanischen oder elektrischen Betriebs - und maschinellen
Werkstätteneinrichtuugen , sowie endlich aller Jnventarstücke mit alleiniger Aus¬
nahme der Fahrbetriebsmittel , und zwar die selbständige Liefernngsvergebnng,
sofern die Vertragssumme bei allgemeiner öffeullicher Concurrenz nnd unter
Zuschlag an den Bestbieter den Betrag von 150 .000 fl . und andernfalls den¬
jenigen von 50 .000 fl . nicht übersteigt und über diese Ziffergrenzen hinaus die
Antragstellnng an das Ministerium , endlich die Vornahme von Material-
erprob 'nngen , sowie die Übernahme der von dem Ministerium beschafften Fahr¬
betriebsmittel;

24 . die Erledigung der Beschwerden über die unterstehenden Betriebs¬
organe , sowie sämmtlicher ans dem Personen - nnd Güterverkehre erwachsenden
Reclamationen;

25 . die Antragstellnng an das Ministerium bezüglich der Abänderung der
Tarife im Personen - und Gütcrverkehre sowie bezüglich der Ertheilung von
Frachtermäßigungen;

26 . die Bewilligung von Fahrbegünstigungen und Frachtermäßigungen,
soweit dieselbe den Directionen in den besonderen Vorschriften ausdrücklich über¬
lassen ist, dann diejenige von Ermäßigungen der localen Nebengebüren im
Güterverkehre , als Auf - und Ablegegebür , Auf - und Ablade ^ebür , Uberlade-
gebür , Hebekrahngebür , Waggebür , Lagergeld , Wagenverzögcrungsgebnr u . dgl-
in Gemäßheit der besonderen Instructionen , sowie die Antragstellung für in den
letzteren nicht vorgesehene Fälle;

27 . die Auskunftsertheilung an Parteien in Angelegenheiten der Personen-
nnd Gütertarife , nnd zwar sowohl für den Localverkehr der österreichffchcn
Staalsbahnen , als für den Anschluss - nnd Verbandverkehr mit fremden in-
nnd ausländischen Verkehrsanstalten;

28 - die Gewährung von Frachtgebürencrediten nach den hiefür bestehenden
Normen;

29 . die Geschäfte der Rechnungsprüfung und der Abrechnung bezüglich
der Transporteinnahmen im Personen - und Güterverkehr , und zwar sowohl
derjenigen aus dem Localverkehre , wie derjenigen ans den directeu in - nnd
ausländischen Anschluss - und Verbandverkehren;

30 . die Abrechnung über die Postbefördernug , dann die Aufstellung der
Rechnungen über Gebüreucredite und deren Hereinbringuug , insbesondere auch
gegenüber den übrigen staatlichen Verwaltnngszweigen;

31 . die Nachsicht , beziehungsweiseAbschreibnngsbewillignng von Rechnungs-
Mängeln oder uneinbringlichen Forderungen , dann von bei Materialien und
Jnventargegenstäuden sich ergebenden Verlusten , sofern der Geldwert von Fall
zu Fall den Betrag von 500 fl . und in demselben Jahre im ganzen Directions-
bezirke den Betrag von 5000 fl . nicht übersteigt , unbeschadet der Verfolgung
solcher Angelegenheiten im Discipliuarwege;

32 . die directe Abfuhr der überschüssigen Betriebsgelder an die hiefür
bestimmten Staats - oder sonstigen Cassen;

83 . die Vertretung der Staatseisenbahnverwaltung bei eisenbahnfachlichen
Conferenzeu und Verbänden , soweit sich nicht die diesfällige Betheiligung vom
Eisenbahnmiuisterinm , als eine für den Gesammtbereich der Staatseiscubahu-
verwaltung einheitliche , Vorbehalten wird.

Dem Eisenbahnministerium bleibt es anheimgegeben , Verwaltnngsgeschäfte,
welche hienach an sich in den selbständigen Wirkungskreis jeder Staatsbahn-
direction fallen , bezüglich deren es ihm aber zweckmäßig erscheint , dass sie für
einen größeren Bezirk einheitlich besorgt werden , einer einzelnen Staatsbahn-
direction , sei es für den ganzen Dienstbereich der Staatseisenbahuverwaltung.
sei es für einige Directionsbezirke zur einheitlichen Erledigung zu übertragen.

Das Eiseubahnministerium wird ferner dafür Sorge tragen , dass seitens
der Staatsbahndirectiouen in allen deren Wirkungskreise Angewiesenen Ange¬
legenheiten , welche die militärische Benützbarkeit der Bahn betreffen , oder sonst
die militärischen Interessen berühren , die erforderlichen Vorlagen rechtzeitig an
das Reichs -Kriegsministerium erstattet werden.

Die Staatsbahndirectionen sind verpflichtet , die Voranschläge nnd Rechnungs¬
abschlüsse für ihren Bezirk in Gemäßheit der für die Prälimiuierung uno Ver¬
rechnung der Staatseinnahmen und Staatsausgaben jeweils giltigen Bor-
schriften aufzustellen.
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IV . Dir Ciseiüiahnbanleitungen.
8 18.

Zrimdsästkiche ZZejliiinniunzen aber die llrgaiüsattvn und den Iliirknngskreis
der Eiseitüahithnnlertungen.

Die im III . Abschnitte ZH 15 bis 17 der gegenwärtigen Organisation
für die k. k. Staatsbahndirectionen gegebenen Vorschriften haben im allgemeinen
anch auf den Dienst der dem Ministerium unmittelbar unterstehenden Eisen-
bahnbauleitnngen sinngemäße Anwendung zu finden mit der Maßgabe , dass
die Prüfung und definitive Verbuchung der von den Bauleitungen gelegten
Rechnungen , sowie die Übersendung der abgeschlossenen Baurechnnngen an den
Obersten Rechnungshof durch das Ministerium erfolgt , und dass weiters zur
Vornahme der Beschaffung von Materialien und Ansrüstnngsgegenständen für
die Neubanlinien seitens des Ministeriums erforderlichenfalls eine nach Lage
des Falles geeignete Staatsbahndirection bestimmt werden wird . Im übrigen
obliegt auch den Eisenbahnbanleitnngen bezüglich der ihnen überwiesenen Staats-
cisenbahnbanten gleichfalls die Erledigung aller Geschäfte, soweit dieselben nicht
ausdrücklich dem Ministerium Vorbehalten sind.

Innerhalb des Rahmens der vorstehenden Bestimmungen werden die
Grnndzüqe für die Organisation der Eisenbahnbanleitnngen vom Eisenbahn-
Ministerium festgesetzt.

V . Personal - und allgemeine Schlussbeltimmungen.

8 19.
sir »nds>'chkiche Vestimimmgen über die Stellung des Personales der Staats-

eisenbahnnerwaltnag.

Die Rechte und Pflichten desjenigen Personales dcr staatlichen Eisenbahn-
Verwaltung , welchem derzeit nicht der Charakter wirklicher Staatsbediensteter
znkommt und auf welches sohin die Bestimmungen des Gesetzes vom 15 . April
1873 , R .-G .-Bl . Nr . 47 , keine Anwendung finden , werden unter Wahrung
der von demselben erworbenen Rechte durch eine vom Eisenbahnministerinm
zn erlassende Dienstordnung (Dienstpragmatik ), eventuell durch besondere Dienst¬
vertrüge , sowie die Nnheversorgung desselben und die Versorgung der Witwen
und Waisen durch besondere Pensions - (Provisions -) Institute auf Grund der
theils von den Theilnehmern , theils von der Staatsverwaltung in dieselben zn
leistenden Beiträge und unter Garantieleistung der Staatsverwaltung für die
Rnhegenüsse geregelt.

Insoweit nicht hiedurch , sowie durch die bestehenden sonstigen gesetzlichen
Vorschriften eine Verschiedenheit der Rechte und Pflichten bedingt ist, finden
auf dieses Personale die für Staatsbeamte und Staatsdiener geltenden Normen
sinngemäße Anwendung.

Für diejenigen zn dem mehrerwähnten Personale gehörigen Beamten
und Diener , welche infolge Verleihung eines im Staatsdienste systemisierten
Postens der staatlichen Eisenbahnverwaltung in den wirklichen Staatsdienst
übernommen werden , wird die anlässlich dieses Übertrittes für ihre neuen
Bezüge gesetzlich zn entrichtende Dienstverleihnngstaxe , jedoch nur soweit hiebei
eine Erhöhung ihrer bisherigen Bezüge nicht Platzgreift , auf den Staatseisen¬
bahnetat übernommen ; auch können dieselben, gegen rechtsgiltigen Verzicht auf
den Bezug eines Rnhegennsses nach allgemeinen Staatsbeamtennormen , Mit¬
glieder des obenerwähnten besonderen Pensions -(Provisions -)Jnstitutes der
Staatseisenbahnverwaltnng verbleiben.

8 20.
Ürnitdsiilsitche Restimmnngen über die Dien sich rache der Slaaisoilenbnhn-

uermatkniig.

Die Dienstsprache der Staatseisenbahnverwaltnng ist die deutsche.
In derselben hat insbesondere der gcsamntte innere Dienst mit Einschluss

dcs Verkehres aller Organe der Staatseisenbahnverwaltnng untereinander
stattznfinden . Alle Organe der Staatseisenbahnverwaltnng haben mit den
Militär - und Civilbehörden in deutsch r Sprache zu verkehren.

Die in Galizien ausgestellten Staatsbahndirectionen und die denselben
unterstehenden , in diesem Lande befindlichen Dienststellen haben jedoch in Ge¬
mäßheit dcr dort in Kraft stehenden , ans Grund der Allerhöchsten Entschließung
vom 4. Juni 1869 erlassenen Ministerialverordnung vom 5. Juni 1d69,
L.-G .-Ll . für Galizien Nr . 24 , sich im Verkehre mit den landeSfnrstlichen,
nichtmilitärischen Behörden , Ämtern und Gerichten im Lande, wie auch mit
den dortigen autonomen Behörden und Organen der polnischen Sprache zu
bedienen.

Diese Bestimmung findet keine Anwendung auf den gegenseitigen Verkehr
der bezeichnten Dienststellen untereinander oder mit den im Lande befindlichen
Ämtern und Organen des Post - und Telegraphendienstes.

Die bei den Staatsbahndirectionen einlangenden , in einer der in den
Landestheilen , in welchen die den genannten Dienststellen zugewiesenen Bahn¬
strecken gelegen sind, gebräuchlichen landesüblichen Sprachen verfassten Ein¬
gaben und Zuschriften von Parteien oder autonomen Behörden und Organen
sind in derselben Sprache zu beantworten.

Alle für das Publicum bestimmten Mittheilnngen (Kundmachungen , Auf¬
schriften, Circulare rc.) sind in der deutschen und der betreffenden landesüblichen
Sprache zn erlassen.

Der Verkehr mit dem Publicum hat in der deutschen oder in der be¬
treffenden landesüblichen Sprache stattznfinden , je nachdem die Anfrage oder
Äußerung , welche hiezu Anlass gibt, in der einen oder anderen Sprache
erfolgt ist.

8 21.
Sichln ssüejlimnmng.

Der Zeitpunkt , mit welchem die vorstehende Organisation in Wirksamkeit
tritt , Wied besonders festgesetzt.

Mit diesem Zeitpunkte treten alle entgegenstehcnden Bestimmungen außer
Kraft , insbesondere die mit den Verordnungen des k. k. Handelsministeriums
vom 23 . Juni 1881 , Z . 1136/ » . LI., R .-G .-Bl . Nr . 103 , nid vom 15 . De-
cember 1891 , Z . 3522/ » . LI., R .-G .-Bl . Nr . 183, erlassene Organisation der
Staatseisenbahnverwaltnng in den im Reichsrathe vertretenen Königreichen
und Ländern , feruers die Verordnung des k. k. Handelsministeriums vom
26 . August 1875 , R .-G .-Bl . Nr . 116 , betreffend die Organisation der General-
inspection der österreichischen Eisenbahnen , sowie auch die Verordnung des
Handelsministers vom 15. Juli 1884 , R .-G .-Bl . Nr . 122 , betreffend die
Regelung der Beziehungen der Generaldirection der österreichischen Staats¬
bahnen zur Generalinspection der österreichischen Eisenbahnen.

38 .

(Öffentliche Sammlungen . )
Die k. k. n .-ö. Statthalter » hat mit Erlass vom 10 . December 1895,

Z . 116478 (M .-Z . 221877/III ), der Centralleitung des Kath olischen Schnl-
vereines,  mit Erlass vom 14. December 1895 , Z . 117793 (M .-Z . 221457/111 ),
dem Ashlverein für arme kranke Kinder  in Ischl , mit Erlass
vom 16 . December 1895 , Z . 117792 (M .-Z . 226326/III ) , dem St . Josef-
Kinderasylvereine in Wien (Breitensee ) und mit den Erlässen vom
6 . Jänner 1896 , Z . 125048 (M .-Z . 5332/III ), Z . 125378 (M .-Z . 5331/III)
und Z . 243 (M .-Z . 5330/III ), der Kongregation der Töchter der
göttlichen Liebe , dem Wohlthätigkeitsverein „Llatoraäniirndilis"
und dem Greisenasylvcreine in Wien  die Bewilligung ertheilt , bis 31 . De¬
cember 1896 eine Sammlung milder Spenden im Erzherzogthume Nieder-
östcrreich bei bekannten Wohlthätern , sonach nicht von Hans zn Haus , ver¬
anstalten zu dürfen.

Mit Erlass vom 16 . December 1895 , Z . 7912, » r . (M .-Z . 223381/III ),
wurde dem Kinder - und Greisenasylvcreine „ Mariahilf " in Groß-
Grillowitz - Possitz  dasselbe Recht, und zwar auf drei Monate im Lause
des Jahres 1896 mit dem Beifügen ertheilt , dass der Beginn des Lmmmelns
vom Vereinsbevollmächtigten auf dem Jntimationsdecrete durch die betreffende
politische Behörde bestätigen zu lassen ist.

Dasselbe Recht, jedoch nur für den Wiener Polizeirayon , wurde mit
Erlass vom 30 . December 1895 , Z . 123660 (M .-Z . 234118/III ) , dem Wiener
Würmestub en v erein  ertheilt.

Ferner hat die genannte Behörde mit Erlass vom 3 . December 1895,
Z . 112121 (M .-Z . 217296/III ), dem GerstHofer Kirchenb anverein  e
bewilligt , im Jahre 1896 in Niederösterreich unter der Bedingung zn sammeln,

1. dass die Sammlung nur bei bekannten Wohlthätern mit Ausschluss
der Sammlung von Haus zu Haus erfolgen darf und

2. dass vor Beginn der Sammlung in jedem einzelnen politischen Be¬
zirke und in jedem einzelnen Orte das Bewilligungsdecret von der betreffenden
Bezirksbehörde , beziehungsweise Gemeindevorstehung vidieren zu lassen ist.

Schließlich hat dcr Herr Ministerpräsident als Leiter des Ministeriums
des Innern mit dem Erlasse vorn 27 . December 1895 , Z . 6213/M . I . (St .-
Z . 8381 ex 1895,-kr . sM .-Z . 5341/IIIj ), der ehrwürdigen Mech itaristen-
Congregation  in Wien die Bewilligung zur Vornahme einer Sammlung
freiwilliger Beiträge zn Gunsten der durch die jüngsten Ereignisse in Armenien
verunglückten Bewohner dieses Landes , in den im Reichsrathe vertretenen
Königreichen und Ländern , mit Ausnahme der Länder Salzburg und Krain,
und zwar auf die Dauer von je drei Monaten des Jahres 1896 in jedem
einzelnen Lande zn ertheilen befunden.

Die Sammlung darf nur bei bckannten Wohlthätern ans der wohl¬
habenderen Classe der Bevölkerung und daher mit Ausschluss der Sammlung
von Haus zu Haus vorgenommen werden.

Die mit der Sammlung zu betrauenden Organe der erwähnten Con-
gregation werden sich vor Beginn der Sammlung unter Berufung auf die
Bewilligung des hohen k. k. Ministeriums des Innern und entsprechender
Legitimierung ihrer Person an die Präsidien der einzelnen Länderstellen zn
wenden haben , von welchen denselben sodann die für das betreffende Land
gütigen Sammlungs -Certificate ausznstcllcn sein weedeu.

II. RuriittttwiitstinulMiUM.
Mmstjllal:

-rr».
(Citjermig des Amtsblattes der Stadt Wien bei

Straferkemrtniffen .)
Magistratsdirector Krenn  hat unterm 7 . December 1895,

zur M .-D .-Z . 1773 ex 1895 , an die sämmtlicheu Magistrats-
Nefereuteu und Bezirksamts -Leiter nachstehendes Decret gerichtet:

Zufolge Erlasses des hohen k. 1 Ministeriums des Innern vom 17. October
1895 , Z - 24084 , finde ich mich bestimmt , den Magistrat und die magistratischen
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Bezirksämter anzuweisen , in jenen Straferkenntnissen , welche sich auf Anordnungen
des Magistrates stützen, die Kundmachung derselben im Amtsblatte der Stadt
Wien zu eitleren , damit die ans Anlass der Einbringung von Necnrsen , Straf-
mildernngs - , Umwandlungs - und Nachsichtsgesuchen bisher nöthig gewesene
Einholung solcher Kundmachungen erspart werden könne.

Hievon werden Euer Wohlgeboren unter Beziehung ans den Statthalterei-
Erlass vom 13 . October 1894 , Z . 79688 , enthalten im Amtsblatte Nr . 96 ex
1894 auf Seite 68 zur Darnachachtnng in Kenntnis gesetzt.

(Anbringung von Blitzableitern auf städtischen Ge¬
bäuden .)

Der zur einstweiligen Besorgung der Geschäfte der Neichs-
hanpt - nnd Residenzstadt bestellte Herr k. k. Bezirkshauptmann hat
zufolge Verfügung vom 8 . December 1895 , Z . 9435 , folgende
Anträge genehmigt:

1. In theilweiser Abänderung des Gemeinderaths -Beschlusses vom
14 . October 1879 , Z . 4115 , wonach Blitzableiter ans städtischen Schulgebäuden
nicht angebracht werden dürfen , wird genehmigt , dass jene städtischen Schul¬
gebäude , sowie auch sonstige städtische Gebäude , welche infolge ihrer isolierten
Lage, ihrer Höhe oder anderer localen Verhältnisse der Blitzgefahr in hohem
Grade  ausgesetzt sind , auf Grund eines von Fall zu Fall vom Bauamte
abzngebenden Gutachtens mit einer Blitzableiteranlage versehen werden können.

Bei Neubauten von Schuten und städtischen Häusern hat das Stadt¬
banamt gleichzeitig mit der Vorlage des Detailprojectes nach Maßgabe der
Localverhältnisse die entsprechenden Anträge wegen eventueller Herstellung einer
solchen Anlage zu erstatten.

2 . Das Stadlbauamt ist zn beauftragen , geeignete Vorschläge wegen der
alljährlichen Revision der städtischen Blitzableiteranlagen zn machen und eine
diesbezügliche Vorschrift zn verfassen.

3. Behufs Erlangung einer Statistik über die im Gebiete der Gemeinde
Wien vorgekommenen Blitzschläge sind vom 1. Jänner 1896 seitens des
städtischen Feucrwehr -Commandos folgende Auszeichnungen zu führen:

a) Bezeichnung des vom Blitzschläge getroffenen Objectes (Bezirk, Straße,
Hausnummer , ob Haus , Baum rc.) ;

b) die Art des Unfalles oder Schadens (Tödtnng , Zündung rc.) ;
c) die Angabe , ob das betreffende Object mit einem Blitzableiter versehen

war oder nicht, im ersten Falle , ob die Anlage von einem befugten
Gewerbsmanne in Stand gehalten wird und in welcher Weise dieselbe
bei dem Blitzschläge functioniert hat.

Wenn möglich, ist auch das System dieser Anlage und die Tages¬
zeit des Blitzschlages bekanntzugeben.

Diese Aufzeichnungen sind am Schluffe eines jeden Jahres dein
Stadtbanamte zn übermitteln . (M .-Z . 146369/IV .)

4L.
(Jntervcntionsgebür für die magistratischen Genossen-

fchafts -Commiffäre .)
Der zur einstweiligen Besorgung der Geschäfte der Reichs-

Haupt - und Residenzstadt bestellte Herr k. k. Bezirkshanptmann
Dr . v . Friebeis  hat nach Anhörung des Beirathes unterm
12 . December 1895 , Z . 1075 , Nachstehendes verfügt:

1. Die Gebür für die Intervention eines magistratischen Commissärs
bei den genossenschaftlichen Versammlungen (Genossenschafts -, Gehilfen -,
Krankencassen -Versammlnngen , auch bei der Betriebskrankencassa ) wird mit
fünf Gulden für jede Intervention festgesetzt, und zwar mit der sub 2 ange¬
führten Ausnahme ohne Rücksicht ans Dauer , Ort nnd Zeit der Versammlung.
Diese Gebürcn sind unter dem Titel „ Commissionsgebüren " auf die bisherige
Weise zu verrechnen.

2. Wenn sich der Genosscnschasts -Commissär zn einer gehörig ange¬
meldeten , genossenschaftlichen Versammlung (Meister -, Gehilfen -, Krankencassen-
Versammlung , auch bei Betriebskrankencassen ) behufs Intervention begibt,
diese Versammlung aber mangels der Beschlussfähigkeit nicht zustande kommt,
steht dem Commffsär bloß die Gebür nach dem allgemeinen Normale über
Wagengebüren und Diäten zn . (M .-Z . 221047/XVIII .)

42 .

(Anfall von Triennal - und Quingnemralzitlagerl in
Fällen der Compensatio « derselben mit bestehenden

Bezngsergänznttgsznlagett .)
Magistratsdirector Krenn  hat mit Cnrrende vom 29 . De¬

cember 1895 , M .-D .-Z . 1597 , den städtischen Bediensteten Nach¬
stehendes zur Kenntnis gebracht:

Es wurde seitens der städtischen Bediensteten wiederholt die Anfrage
gestellt, ob in jenen Fällen , in welchen der Anfall von Triennal - oder Qnin-
quennalzulagen infolge der Compensation mit bestehenden Bezugsergänzungs-
znlagen zn keinem reellen Mehrbezuge führt , dennoch um die Anweisung der¬
selben im Sinne des Magistrats -Decretes vom 8 . April 1893 , Z . 338 , einge¬
schritten werden muss.

Der Herr k k. Bezirkshanptmann hat nun nach Anhörung des Beirathes
in der Sitzung vom 19 . December d. I ., Z . 9333 , den diesbezüglichen Antrag
der Magistrats -Direction genehmigt , nach welchem mit Rücksicht ans die Evidenz-
Haltung der normalmäßigen Bezüge bei der Buchhaltung wie bei der Haupt-
cassa in den vorbezeichneten Fällen ein solches Ansuchen unbedingt einzubriugen
ist, eine Ausfertigung eines Decretes aber nur über specielles Ver¬
langen  der betreffenden städtischen Bediensteten zu erfolgen hat.

Dies wird hiemit zur Kenntnis gebracht.

III. Gliche
UOII besonderer Mehligkeit für den politischen Ver-

wlittungMenjt.
42 .

(Stellvertretung des n .-ö. Statthalters .)
Gesetz vom 4 . Jänner 1896 , R . -G .-Bl . Nr . 9 , mit welchem

die Bestimmung des § 2 des Ges . vom 15 . April 1873 ( R .- G .-Bl.
Nr . 52 ) in Bezug ans die Einrichtung der Statthalterei in Wien
abgeändert wird:

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathcs finde Ich die Be¬
stimmung des Z 2 des Gesetzes vom 15. April 1873 (R .-G .-Bl . Nr . 52)
hinsichtlich der Einrichtung der Statthalterei in Wien abznändern nnd anzu¬
ordnen , wie folgt:

8 1-
Bei der Statthalterei in Wien wird zur Stellvertretung des Statthalters

ein Vicepräsident mit der Einreihung in die IV ., und nebst diesem ein Hofrath
mit der Einreihung in die V. Rangelasse bestellt.

Der Vicepräsident hat eine Fnnctionszulage jährlicher 1000 fl. zn
beziehen.

8 2.
Der Minister des Innern ist mit dein Vollzüge dieses Gesetzes be¬

auftragt.

44 .

(Übergangsbestimmungen für die Bemessung der
Hauszins - nnd Hanselasfenstener in den mit Wien

vereinigten Gemeinden nnd Gemeindetheilen .)
Gesetz vom 5 . Jänner 1896 , R .-G .-Bl . Nr . 13 (ans¬

gegeben am 18 . Jänner 1896 ) , betreffend die im Z 1 des Gesetzes
vom 9 . Juli 1891 (R .-G .-Bl . Nr . 97 ) in Aussicht genommenen
Übergangsbestimmungen für die Bemessung der Hauszinsstener in
den mit der Neichshaupt - und Residenzstadt Wien vereinigten
Gemeinden und Gemeindetheilen:

Mit Zustimmung beider Häuser des Neichsrathes finde Ich anznordnen,
wie folgt:

Artikel  I.

Die im ß 1 des Gesetzes vom 9. Juli 1891 , R .-G .-Bl . Nr . 97 , vom
Jahre 1896 in Aussicht genommene Übergangsperiode für die Gebündesteuer-
veranlagung hinsichtlich jener Gebäude im gegenwärtigen Gemeindegebiete der
Reichshanpt - und Residenzstadt Wien , welche bisher der Zinsstener mit
20 Percent des steuerpflichtigen Zinses oder der Hansclassensteuer unterzogen
wurden , hat erst vom Jahre 1898 angefangen zu beginnen und wird von da
ab geregelt , wie folgt:

Bei allen Gebäuden , welche bis einschließlich des Jahres 1897 nach 8 1.
lit . a oder lit . b des Gesetzes vom 9 . Februar 1882 , R .-G .-Bl . Nr . 17, der
Hauszinsstener mit 20 Percent des steuerpflichtigen Zinses unterzogen wurden,
wird eine 15jährige Übergangsperiode festgesetzt, und zwar ist:
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zu berechnen.

im Jahre 1898 .
„ „ 1899 .

.. 1900.
1901 .
1902 .
1903 .
1904 .
1905 .
1906 .
1907 .
1908 .
1909 .
1910 .
1911 .
1912 .

der Abzug für
Erhaltungskosten mit

. 29 Percent

. 28

. 27

. 26

. 25

. 24

. 23

. 22

. 21

. 20

. 19

. 18

. 17

. 16

. 15

die Haus¬
zinssteuer mit

201/2 Percent
21
21
2N/2
22
22
22 '/2
23
231/2
24
241/2
25
251/2
26
262/,

5^

In der gleichen Weise ist auch hinsichtlich jener Gebäude vorzugehen,
welche nach dem Jahre 1897 in solchen Theilen des heutigen Gemeindegebietes
von Wien entstehen , wo die Hauszinsstener nicht schon dermalen nach Z 6 des
Gesetzes vom 9 . Februar 1882 , R .-G .- Bl . Nr . 17 , mit 262/ , Percent des
steuerbaren reinen Zinsertrages vorznschreiben ist.

8 2.
Bei Feststellung der Bemessnngsgrnndlage der nach Z 7 des Gesetzes

vom 9 . Februar 1882 , N .-G .- Bl . Nr . 17 , vom Mietzinsertrage der zeitlich
ganz oder theilweise hauszinsstenerfreien Gebäude einzuhebenden 5percentigen
Steuer sind in den in die Übergangsperiode fallenden Jahren die Erhaltnngs-
kosten gleichfalls nach dem im Z 1 festgesetzten Ausmaße zu berechnen.

8 3.
Bei jenen Gebäuden , welche im Jahre 1897 der Hansclassensteuer unter¬

liegen , ist während der für dieselben im Z 1 des „Gesetzes vom 9 . Juli 1891,
N .- G .- Bl . Nr . 97 , festgesetzten zwanzigjährigen Übergangsperiode als Haus-
zinssteuer vorznschreiben : der jeweilig nach der Anzahl der Wohnbestaudtheile
nach dem Hausclassensteuertarife entfallende Betrag , ferner von jenem Betrage,
um welchen die jeweilig mit 262/ , Percent des steuerpflichtigen Zinsertrages
(Zinswertes ) entfallende Hauszinssteuer den ersterwähnten Betrag übersteigt,
im Jahre 1898 ein Zwanzigstel , in jedem der folgenden Jahre ein weiteres
Zwanzigstel.

Beträgt jedoch die mit 262/ , Percent des steuerpflichtigen Zinsertrages
(Zinswertes ) entfallende Zinssteuer weniger als die jeweilig entfallende Haus-
ziusclassensteucr , so ist nur erstere vorzuschreiben.

Artikel  II.

Dieses Gesetz tritt mit dem Tage der Kundmachung in Wirksamkeit.

Artikel  III.

Mein Finanzminister ist mit dem Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt.

>15.

( Regelung des Sanitätsdienstes bei den Bezirkshaupt-
ttianrischaften und den politischen Landesbehörden . )

Gesetz vom 5 . Jänner 1896 , N .-G .-Bl . Nr . 17 , mit welchem

dos Gesetz vom 24 . November 1876 (N .-G .-Bl . Nr . 137 ) , sowie
einzelne Bestimmungen des Gesetzes vom 30 . April 1870 (N .-G .-Bl.
Nr . 68 ) abgeändert oder ergänzt werden.

Mit Zustimmung der beiden Häuser des Reichsrathes finde Ich anzn-
ordnen , wie folgt:

1.

Für den Sanitätsdienst bei den VezUkShuuptmaunschaften (6 6 . lit . b
des Gesetzes vom 30 . April 1870 sR .-G .-Bl . Nr . 68s ), sowie zur hilfsärztlichen
Dienstleistung bei den politischen Landesbehörden (Z 9 des bezogenen Gesetzes)
werden Sanitätsconcipisten in der X ., Bezirksärzte in der IX . und Ober-
Bczirksärztc in der VIII . der durch das Gesetz vom 15 . April 1873 (N .-G .-Bl.
Nr . 47 ) für Staatsbeamte festgesetzten Rangclassen bestellt.

8 2.
Die Einreihung in diese Rangclassen hat in der Art stattzufinden , dass

von der für jedes Verwaltungsgebiet systemisierten Gesammtzahl der im H 1
genannten Amtsärzte in der Regel ein Fünftel der X ., drei Fünftel der IX.
und ein Fünftel der VIII . Rangclasse angehören.

Die Besetzung der Stellen der X . und VIII . Rangclasse findet in der
Regel durch Ernennung im Concurswege , jene der IX . Rangclasse in der
Regel durch Vorrückung aus der X . Rangclasse statt.

8 3-

Dem Landesches steht zu , die Amtsärzte aller drei Rangclassen zu den
Bezirkshanptmannschaften oder zu der Politischen Landesbehörde gegen Znge-
stehung der normalmäßigen Übersiedlnngsgebüren zu versetzen.

8 1-
Zur Heranziehung eines geeigneten Nachwuchses und zur Verwendung

als Hilfspersonale im staatlichen Sanitätsdienste bei den politischen Landes-
nnd Bezirksbehörden können Sanitütsassistemen mit und ohne Adjuten bestellt
werdet :.

Die Zahl der Adjuten darf in der Regel die Hälfte der Anzahl der
Sanitätsconcipistenstellen nicht überschreiten.

Im übrigen haben hinsichtlich der Sanitätsassistenten die für Concepts-
praktikanten bei den politischen Behörden bestehenden Vorschriften Anwendung
zu finden.

8 5.
Bei den politischen Landesbehörden , deren Geschäftsumfang in Sanitäts¬

angelegenheiten zu groß ist , als dass der Landessanitätsreferent den ihm nach
den Bestimmungen des Z 13 des Gesetzes vom 30 . April 1870 (R .-G .-Bl.
Nr . 68 ) überwiesenen dienstlichen Obliegenheiten , insbesondere in Bezug auf
die persönliche Überwachung und Jnspicierung der sanitären Verhältnisse seines
Amtsgebietes entsprechend Nachkommen könnte , sind besonders qualificierte Amts¬
ärzte als Landessanitätsinspectoren mit der VII . Rangclasse zu bestellen.

Zur Zeit außergewöhnlicher Bedrohung des allgemeinen Gesundheits¬
zustandes der Bevölkerung durch pandemische Jufectionskrankheiten sind in den
bedrohten Berwaltungsgebieten nach Maßgabe des unmittelbaren Bedarfes für
die Dauer der Gefahr geeignete Oberbezirksärzte aushilfsweise als inspirierende
Amtsärzte zu bestellen und ist ihnen für die Dauer dieser ausnahmsweise !!
Verwendung die Stellung von Landessauitätsinspectoren provisorisch cinzn-
räumen.

Der Minister des Innern ist ermächtigt , Laudessanitätsiuspectoren und
inspirierende Amtsärzte eines Verwaltnngsgebietes ausnahmsweise zu besonderen
fachlichen Erhebungen außerhalb ihres regelmäßigen Amtsgebietes , insbesondere
in Verwaltnngsgebieten , in denen keine Landessauitätsinspectoren bestellt find,
zu verwenden.

8 6.
Die Bestimmungen dieses Gesetzes treten mit dem 1. Juni 1896 in Kraft

und werden mit diesem Zeitpunkte die mit demselben nicht im Einklänge
stehenden Bestimmungen der Gesetze vom 30 . April 1870 (R .-G .- Bl . Nr . 68)
und vom 24 . November 1876 (R .-G .-Bl . Nr . 137 ) außer Wirksamkeit gesetzt.

8 7.
Der Minister des Innern ist mit dem Vollzüge dieses Gesetzes beauftragt.
Wien , den 5 . Jänner 1896.

Franz Josef in . p.
Badeni in . p.

(Verzeichnis der im Reichsgesetzblatte nnd im Lairdes-
gesetzblatte für Österreich unter der Enns im Jahre
1893 96 pnblicierten Gesetze nnd Verordnungen .)

Reichsgeschblatt.

1893.
Nr . Sl93 . Beiordnung des Handelsministeriums

vom 10 . December 1895, betreffend die Ausgabe neuer Postfranco-
marken zu 1 fl . und 2 fl.

Nr . 194 . Kundmachung der  Minister des Handels
nnd der Finanzen vom 19 . December 1895 , betreffend
die theilweise Abänderung des statistischen Warenverzeichnisses für den aus¬
wärtigen Handel.

Nr . 193 . Kundmachung des Finanzministeriums
vom 9 . December 1895 , wegen Errichtung einer Pnnziernugsstätte
in Pribram.

Nr . 196 . Verordnung des Finanzministers vom
12 . December 1895 , womit die schwebende Schuld in Partial-
Hypothekaranweisnngen ans den Betrag von achtzig Millionen Gulden öster¬
reichischer Währung beschränkt wird.

Nr . 197 . Gesetz vom 26 . December 1895 , betreffend
das Urheberrecht an Werken der Literatur , Kunst und Photographie.

Nr . 198 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit den Ministerien des Innern und
des Handels vom 29 . December 1895 , zur Durchführung
des Gesetzes vom 26 . December 1895 (R .- G .-Bl . Nr . 197 ), betreffend das
Urheberrecht an Werken der Literatur , Kunst nnd Photographie.
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Nr » 199 . Verordnung des Justizministeriums im
Einvernehmen mit dem Ministerium des Innern vom
10 . December 1895 , betreffend die Abänderung, beziehungsweise
Ergänzung der ßß 43 , 45 und 48 der Vollzugsvorschrift zur Strafprocess-
ordnung vom 19. November 1873 (R .-G .-Bl - Nr . 152).

Nr . 299 . Gesetz vom 27 . December 1895,  betreffend
die Forterhebung der Steuern und Abgaben , dann die Bestreitung des Staats¬
aufwandes in der Zeit vom 1. Jänner bis Ende März 1896.

1899.
Nr . 1 . Gesetz vom 28 . December 1895 , betreffend die

Gewährung von Unterstützungen auZ Staatsmitteln zur Bekämpfung des
Nothstandes.

Nr . 2 . Verordnung des Finanzministers vom
28 . December 1895 , betreffend die Bezeichnung des Steueramtcs in
Nied in Tirol ? )

Nr « 3 . Kaiserliches Patent vom 5 . Jänner 1896,
betreffend die Einberufung des Landtages des Königreiches Dalmatien.

Nr . 4 . Verordnung der Ministerien des Innern
und des Handels vom 29 . December 1895 , betreffend das
Verbot der von der Firma Karl Philipp Pollak in Prag erzeugten „Säuerling-
Essenz".*)

Nr . 5 . Gesetz vom 30 . December 1895 , womit die
Aushebung der zur Erhaltung des Heeres , der Kriegsmarine und der Land¬
wehr erforderlichen Necrutencoutiugeute im Jahre 1896 bewilligt wird.

Nr . 4s. Gesetz vom 30 . December 1895 , betreffend die
Aufbringung der Geldmittel zum Ankäufe von Baugründen für das Gym¬
nasium im II . Wiener Gemeindebezirke , die Lehrerinucnbildungsanstalt in
Lemberg , das dritte Staatsgymnasinm in Krakau und das St . Auna -GyM'
nasium ebendort.

Nr . 7". Verordnung der Ministerien der Finanzen,
des Handels und des Ackerbaues vom 6 . Jänner 1896,
womit einige Bestimmungen der Ministerialverordnung vom 29 . Mai 1882
(R .-G .-Bl . Nr . 50 ) hinsichtlich des Mahlverkehres abgeändert werden.

Nr . 8 . Concessionsnrkunde vorn 23 . November 1895
für die Localbahn Wodüan — Moldautheiu.

Nr . 9 . Gesetz vom 4 . Jänner 1896 , mit welchem die
Bestimmung des K 2 des Gesetzes vom 15 . April 1873 (R .-G .-Bl . Nr . 52)
in Bezug auf die Einrichtung der Statthaltern in Wien abgeändert wird .*)

Nr . 44h. Kundmachung des Finanzministeriums vom
6 . Jänner 1896 , betreffend die Errichtung einer Zollamtscppositur im
Fabriksetablissement der „Apollo " - Petrolenmraffiucrie - Actiengesellschaft in
Pressburg.

Nr . 4 8. Kundmachung des Finanzministeriums vom
8 . Jänner 1896 , betreffend die puuzieruugsämtliche Behandlung der
sogenannten Doublo -Waren .*)

Nr . 42 . Concessionsutkunde vom 2 . December
1895  für die Locomotiveisenbahn von Karlsbad an die Reichsgrenze bei
Johanngeorgenstadt.

Nr . 13 . Gesetz vom 5 . Jänner 1896,  betreffend die
im 8 1 des,Gesetzes vom 9. Juli 1891 (R .-G .-Bl . Nr . 97) in Aussicht ge¬
nommenen Übergangsbestimmungen für die Bemessung der Hauszinsstcner in
den mit der Neichshaupt - und Residenzstadt Wien vereinigten Gemeinden und
Gemeindetheilen . *)

* ) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.

Nr . 44 . Gesetz vom 5 . Jänner 1896,  betreffend den
Nachtragsvoranschlag für den Verwaltungsgerichtshof für das Jahr 1895.

Nr . 45 . Verordnung des Handelsministeriums
vom 12 . Jänner 1896 , betreffend die Aichnng und Stempelung
von Wasserverbrauchsmessern . *)

Nr . 19 . Kundmachung des Haudelsministers und
des Eisenbahuministers vom 19 . Jänner 1896,
betreffend die Errichtung eines Eisenbahuministeriums und die Erlassung eines
neuen Organisationsstatutes für die staatliche Eisenbahnverwaltung in den im
Reichsrathe vertretenen Königreichen und Ländern .*)

Nr . 4 75 Gesetz vom 5 . Jänner 1896,  mit welchem das
Gesetz vom 24 . November 1876 (R .-G .-Bl . Nr . 137 ) , sowie einzelne Bestim¬
mungen des Gesetzes vom 30 . April 1870 (R .-G .-Bl Nr . 68) abgeändert oder
ergänzt werden .*)

Nr . 18 . Kundmachung des Handelsministeriums
vom 9 . IäUNer 1896,  betreffend die Fristerstreckuug für die Betriebs-
eröffuung der Theilstrecke Tarnopol —Ostrom der ostgalizischen Locaibahncn.

11. Landcsgeschbialt.
18245 .

Nr . 575 Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 13 . De-
ccmber 1895 , Z . 1 17499 , betreffend die Festsetzung der Verpflegs-
toxe im Kaiser Franz Josef -Spitale in St . Pölten.

Nr . 58 . Kundmachung der k. k. Statthalterci im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 25 . De¬
cember 1895 , betreffend die Einführung der McdicamentewEigcnregie
in den Wiener k. !. Krankenanstalten.

1896.
Nr . 4 . Kundmachung des k. k. Statthalters im

Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 28 . De¬
cember 1895 , Z . 117200 , betreffend die Verschreibung lind Ver¬
abfolgung von Heilmitteln für die öffentliche Armenkrankenpslege in Nieder¬
österreich.

Nr . 2 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 17 . De¬
cember 1895 , Z . 117438 , betreffend die Bestellung eines amt¬
lichen Dampfkessel-Prüfungscommissärs und zweier Substituten für die poli¬
tischen Bezirke Korneubnrg , Oberhollabrunu , Groß -Euzersdorf und Mistelbach
mit Ausschluss der im Polizeirayon Wien gelegenen Orte.

Nr . 3 . Kundmachung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Euus vom 29 . De¬
cember 1895 , Z . 122695 , betreffend die vom Militärärar und
aus Landesmittelu im Jahre 1896 zu leistende Vergütung für die der Mann¬
schaft auf dem Durchzuge vom Quartierträger gebüreude Mittagskost.

Nr . 4 . Verordnung des k. k. Statthalters im
Erzherzogthume Österreich unter der Enns vom 31 . De¬
cember 1895 , Z . 120030 , betreffend den zur Bedeckung der Kosten
für die niederösterreichische Handels - und Gewerbekammer im Jahre 1896 eiu-
zuhebenden Zuschlag zur Erwerb - und Einkommensteuer.

Nr . 5 . Kundmachung der k. k. niederosterreichischen
Finanz -Landes -Direction vom 31 . December 1895,
Z . 79947 , betreffend die Termine zur Einzahlung der dirccteu Steuern
im Jahre 1896.

*) Erscheint in dieser Nummer der „Verordnungen rc ." vollinhaltlich ausgenommen.
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